Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2121 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. April 1971 

1/4 (IV/ 1) — 68900 — In 5/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich auf Grund der Beschlüsse des Deutschen 
Bundestages vom 22. Februar und 28. April 1967 — Druck- 
sachen V/1010, V/1653 — den 


Bericht der Bundesregierung über die Integration 
in den Europäischen Gemeinschaften 
(Berichtszeitraum Oktober 1970 bis März 1971). 


Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2121 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Bericht der Bundesregierung 
über die Integration 
in den Europäischen Gemeinschaften 

(Berichtszeitraum Oktober 1970 bis März 1971, 
im Anschluß an den Bericht vom 13. Oktober 1970, 
Drucksache W 1268} 


Inhaltsverzeichnis 

Ziffer 

A. Stand der Integration 1 bis .6 

B. Ausbau der Europäischen Gemeinschaften 7 bis 75 

I. Institutioneile Fragen 7 bis 11 

II. Wirtschafts- und Währungspolitik 12 bis 19 

Ausbau zur Wirtschafts- und Währungsunion 12 bis 13 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 14 bis 15 

Konjunkturpolitik 16 

Haushaltspolitik 17 bis 19 

III. Wettbewerbspolitik 20 bis 21 

Absprachen und Marktmacht 20 

Beihilfen 21 

IV. Steuerpolitik 22 bis 25 

Indirekte Steuern 23 bis 24 

Direkte Steuern . 25 

V. Strukturpolitik 26 bis 29 

Regionalpolitik 26 

Industriepolitik 27 

Strukturpolitik für kleinere und mittlere Unternehmen 28 
Europäische Investitionsbank 29 

VI. Agrarpolitik 30 bis 39 

Agrarpreis- und Strukturpolitik 30 

Marktordnungen und sonstige Marktorganisationen . . 31 bis 35 

Auswirkungen der DM-Aufwertung 36 

Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 37 

Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 38 bis 39 

VII. Energiepolitik 40 bis 41 

Die gemeinschaftliche Energiepolitik 40 

Der Kohlemarkt der Gemeinschaft 41 

VIII. Verkehrspolitik 42 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2121 


IX. Forschung und Technologie 

Euratom 

Wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit .... 
EGKS 

X. Sozialpolitik 

Reform des Europäischen Sozialfonds 

Ständiger Ausschuß für Beschäftigungsfragen 

Europäisches Sozialbudget 

System der Sozialen Sicherheit 

Berufsausbildung 

Maßnahmen im Bereich der EGKS 

XI. Der Gemeinsame Markt 

Umformung staatlicher Handelsmonopole 

Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr 
Stahlmarkt 

XII. Rechts angleichung 

Technische Handelshemmnisse 

Lebensmittelrecht 

Veterinärrecht 

Arzneimittelrecht 

Zollrecht 

Internationale Übereinkommen 

C. Außenbeziehungen und Erweiterung 

XIII. Außenwirtschaftspolitik 

Zollpolitik 

Handelspolitik 

Handelsbeziehungen zu Drittländern . . 

XIV. Beitrittsverhandlungen 

XV. Assoziierungen und besondere Beziehungen mit euro- 
päischen Ländern 

XVI. Assoziierungen und Präferenz abkommen mit außer- 
europäischen Ländern 

D. Sonstiges 

XVII. Beteiligung der Jugend am Aufbau Europas 

XVIII. Bildungsfragen 


Ziffer 

43 bis 50 
43 bis 45 
46 bis 49 

50 

51 bis 58 

52 

53 

54 

55 

56 

57 bis 58 

59 bis 65 

59 

60 bis 64 

65 

66 bis 73 
66 

67 

68 

69 

70 

71 bis 73 

74 bis 102 

74 bis 84 
74 bis 75 
76 bis 77 
78 bis 84 

85 bis 89 

90 bis 96 

97 bis 102 

103 bis 105 

103 

104 bis 105 


3 



Örucksache VI/2121 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Stand der Integration 

1- Der Ministerrat hat am 8./9. Februar 1971 be- 
schlossen, im Laufe der nächsten 10 Jahre nach 
einem am 1. Januar 1971 beginnenden Stufenplan 
die Gemeinschaft von der Zollunion zu einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu entwickeln. Diese 
Entscheidung ist ein Vorgang von großer ökonomi- 
scher und politischer Tragweite und für die Zukunft 
der europäischen Integration von zentraler Bedeu- 
tung. Mit der Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion wird die Gemeinschaft zunehmend 
eine neue Qualität gewinnen. Die europäische Inte- 
gration hat mit dem Stufenplan für die Wirtschafts- 
und Währungsunion eine neue Perspektive erhalten. 

Die Beschlüsse des Ministerrates sind nach schwie- 
rigen Verhandlungen unter maßgeblicher Beteili- 
gung der Bundesregierung zustande gekommen. Die 
jetzt gefundene Lösung stellt einen guten Kom- 
promiß dar zwischen den ursprünglich unterschied- 
lichen Auffassungen und den verschiedenen Inter- 
essenlagen der Mitgliedstaaten. Sie basiert im we- 
sentlichen auf den Ergebnissen und Vorschlägen der 
sog. Werner-Gruppe, deren Schlußbericht die Bun- 
desregierung ausdrücklich begrüßt hatte. 

Die Verwirklichung des Stufenplanes wird von allen 
Mitgliedstaaten erhebliche Anstrengungen erfor- 
dern. In der dreijährigen Anfangsgstufe wird es vor 
allem darauf ankommen, die Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten zunehmend an gemeinsamen Ziel- 
vorstellungen zu orientieren und somit die Entwick- 
lung zur Stabilitäts- und Wachstumsgemeinschaft 
sicherzustellen. Nur so kann für die gleichzeitig ein- 
geleitete währungspolitische Zusammenarbeit die 
notwendige Grundlage geschaffen und erhalten wer-» 
den. 

Die weitreichenden Auswirkungen des Stufenplans 
verstärken die schon durch den jetzigen Stand der 
Integration gegebene Notwendigkeit, Konstruktion 
und Praxis des Entscheidungssystems der Gemein- 
schaft im Hinblick auf die politische Zielsetzung der 
EG weiterzuentwickeln. Hier steht im Vordergrund 
das Europäische Parlament, dessen Befugnisse er- 
weitert und dessen Mitglieder in den von den Ver- 
trägen vorgesehenen allgemeinen, unmittelbaren 
Wahlen in allen Mitgliedstaaten gewählt werden 
sollten. 

2 . Die Beitrittsverhandlungen sind in ein entschei- 
dendes Stadium getreten: die Phase des Austauschs 
von Informationen und der Darlegung besonderer 
Probleme ist im wesentlichen abgeschlossen. Seit 
einiger Zeit wird — gemeinschaftsintern sowie in 
den Verhandlungen mit den Beitrittskandidaten — 
versucht, eine Lösung für die Hauptprobleme zu 
finden. Dies sind vor allem die Übergangsregelun- 
gen für die Teilnahme der Bewerberländer am 
Finanzierungssystem der Gemeinschaft sowie für die 
Lieferungen von Milchprodukten aus Neuseeland 
und von Zucker aus Commonwealth-Entwicklungs- 
ländern. Die Bundesregierung unterstützt die Bemü- 


hungen, die Verhandlungen in den wesentlichen 
Punkten bis zur Sommerpause erfolgreich abzu- 
schließen. 

Die Beitrittsverhandlungen mit Irland, Dänemark 
und Norwegen hängen weitgehend von den Ver- 
handlungen mit Großbritannien ab. Mit den Bri- 
ten erzielte Teilergebnisse sind in der Folge auch 
von den übrigen Beitrittskandidaten akzeptiert wor- 
den. Eine Behandlung der Sonderprobleme dieser 
Länder steht noch aus. 

Die durch einen Beitritt der vier Länder notwendige 
Regelung der Beziehungen zu den nichtbeitretenden 
EFTA-Staaten wurde in ersten Sondierungsgesprä- 
chen mit den einzelnen Ländern vorbereitet. 

3 . Bei der Vollendung des Gemeinsamen Marktes 
konnten im Berichtszeitraum weitere Fortschritte er- 
zielt werden. Mehrere Richtlinien aus dem Bereich 
des Niederlassungsrechts und der technischen Han- 
delshemmnisse wurden verabschiedet; darüber hin- 
aus sind die einschlägigen Arbeiten soweit vorange- 
trieberi worden, daß mit der Verabschiedung wei- 
terer Richtlinien im ersten Halbjahr 1971 zu rech- 
nen ist. 

4 . Im sozialpolitischen Bereich ist die Reform des 
Europäischen Sozialfonds beschlossen worden. Da- 
mit stellt sich die Gemeinschaft vor allem den An- 
forderungen, die die in schnellem Wandel begriffene 
Wirtschaft an die Arbeitskräfte stellt. Außerdem 
sind die Arbeiten auf den Gebieten der Beschäfti- 
gungspolitik und Berufsbildung vorangekommen. 

5 . Die Bemühungen um die weitere Vereinheit- 
lichung der materiellen und formellen Außenhan- 
delsregelungen der Mitgliedstaaten konnten wäh- 
rend der deutschen Präsidentschaft so weit gefördert 
werden, daß in absehbarer Zeit weitere Entschei- 
dungen zu erwarten sind. Da die Agrar- und Präfe- 
renzpolitik der Gemeinschaft in jüngster Zeit ins- 
besondere in den USA verstärkt auf Kritik gesto- 
ßen ist, hat sich die Bundesregierung in der Ge- 
meinschaft für eine Intensivierung des Dialogs mit 
den USA und für eine schnelle Vorlage konstruk- 
tiver Vorschläge eingesetzt. Die Bundesregierung 
sieht auch in der Zukunft ihre besondere Verant- 
wortung darin, in der Gemeinschaft aktiv für eine 
weitere Förderung des freien Welthandels einzu- 
treten. 

6 . Mit dem am 27. Oktober 1970 in Luxemburg 
von den Außenministern der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften verabschiedeten Be- 
richt zur Frage, wie, in der Perspektive der Erweite- 
rung der Europäischen Gemeinschaften, am besten 
Fortschritte auf dem Gebiet der politischen Eini- 
gung erzielt werden können, ist der gemäß Ziffer 15 
des Haager Kommuniques gestellte Auftrag erfüllt 
worden. Durch die Aufnahme regelmäßiger Konsulta- 
tionen der Außenminister der Europäischen Gemein- 
schaften, ergänzt durch einen Meinungsaustausch 
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mit den Außenministern der beitrittswilligen Staa- 
ten, ist im Berichtszeitraum eine Stärkung der politi- 
schen Zusammenarbeit eingeleitet worden. Die 
Außenminister der Sechs und die Mitglieder der 
Politischen Kommission des Europäischen Parla- 
ments treffen sich halbjährlich zu einem Kolloquium 
über außenpolitische Fragen, die Gegenstand von 
Konsultationen im Rahmen der außenpolitischen 
Zusammenarbeit sind. Der Ratspräsident richtet ein- 
mal jährlich eine Mitteilung über den Fortgang der 
Arbeiten hinsichtlich der politischen Einigungsbe- 
mühungen an das Europäische Parlament. Sofern die 
Arbeiten der Minister Auswirkungen auf die Tätig- 
keit der Europäischen Gemeinschaften haben, wird 
die Kommission zur Stellungnahme aufgefordert. 


B. Ausbau der 

Europäischen Gemeinschaften 


I. Institutioneile Fragen 
Europäisches Parlament 

7 . Die mit der Einführung allgemeiner, unmittel- 
barer Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren 
in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften zusammenhängenden Fragen sind mit ver- 
stärkter Intensität untersucht worden. Der Rat hat 
sich am 29. September und am 14. Dezember 1970 
mit diesem Problem befaßt, nachdem dieser Themen- 
kreis im ersten Jahrzehnt seit Bestehen der Gemein- 
schaften etwas im Hintergrund gestanden hatte. 
Am 8. Dezember 1970 traf der Ratspräsident mit dem 
Präsidenten des Europäischen Parlaments zu einer 
eingehenden Erörterung der Sach- und Verfahrens- 
fragen zusammen. Der Rat hat auf deutschen Vor- 
schlag am 14. Dezember 1970 die Ständigen Ver- 
treter aufgefordert, über das Ergebnis der Prüfung 
des Abkommensentwurfs des Europäischen Par- 
laments und über die möglichen Kontaktverfahren 
zwischen Rat und Parlament zu berichten. 

Die Bundesregierung wird in ihren Bemühungen 
nicht nachlassen, daß in dieser Frage Fortschritte 
erzielt werden. 

8 . Das Europäische Parlament hat am 9. März 1971 
den deutschen Abgeordneten Walter Behrendt (Mit- 
glied der Sozialistischen Fraktion) zu seinem neuen 
Präsidenten gewählt. 


Rat 

9 . Die Bundesregierung hatte im Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften turnusmäßig vom 1. Juli 
1970 bis zum 31. Dezember 1970 den Vorsitz inne. 
Für die erste Jahreshälfte 1971 ging der Vorsitz an 
Frankreich. 


Finanzverfassung 

10 . Der Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften und der Vertrag vom 
22. April 1970 zur Änderung bestimmter Haushalts- 
vorschriften der Verträge über die Europäischen Ge- 
meinschaften sind nach ihrer Ratifizierung durch alle 
Mitgliedstaaten am 1. Januar 1971 in Kraft getre- 
ten (zum Inhalt beider Vereinbarungen vgl. 6. Inte- 
grationsbericht Nr. 57 bis 59). Gleichzeitig trat eine 
Verordnung des Rates zur Durchführung des Be- 
schlusses vom 21. April 1970 in Kraft. 

Auf Grund dessen erhalten die Europäischen Ge- 
meinschaften ab 1. Januar 1971 als eigene Mittel 
Agrarabschöpfungen und einen stufenweisen wach- 
senden Anteil der Zölle. Bis zum 31. Dezember 1974 
haben die Mitgliedstaaten zur Spitzenfinanzierung 
des Gemeinschaftshaushalts noch Finanzbeiträge zu 
leisten. Ab 1. Januar 1975 wird die Restfinanzie- 
rung durch Mehrwertsteuereinnahmen auf der 
Grundlage einer einheitlichen steuerpflichtigen Be- 
messungsgrundlage erfolgen. 


Revision des Statuts der Beamten und der Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten 
der Europäischen Gemeinschaften 

11 . Der von der Kommission im März 1969 vor- 
gelegte Vorschlag zur Änderung des Status der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften ist von 
der Ratsgruppe Statut im Sommer 1970 eingehend 
beraten worden. Es konnte im Berichtszeitraum 
bei den Ständigen Vertretern in einer Reihe von 
Punkten Einigung über die Vorschläge der Kommis- 
sion und der Gruppe Statut erzielt werden. Einige 
Änderungsvorschläge sind aber weiterhin umstrit- 
ten. Da gegen Ende der deutschen Präsidentenschaft 
im Rat die jährlich stattfindende Besoldungsüberprü- 
fung Vorrang hatte, mußte die weitere Behandlung 
der Statusrevision zurückgestellt werden. 

Die von den Vertretern des Personals bei den Euro- 
päischen Gemeinschaften angestrebte Verbesserung 
des Kontaktverfahrens zwischen Rat und Personal 
ist unter der deutschen Präsidentschaft zufriedenstel- 
lend geregelt worden. Es wurde vereinbart, daß 
künftig bei der Besoldungsüberprüfung eine Kon- 
taktnahme zwischen dem Rat und den Vertretern des 
Personals jeweils nach der Vorlage des Berichts der 
Kommission (1. Phase), vor Beginn der Beratungen 
im Ausschuß der Ständigen Vertreter (2. Phase) und 
vor Beschluß des Rates (3. Phase) erfolgen soll. 


11. Wirtschafts- und Währungspolitik 
Ausbau zur Wirtschafts- und Währungsunion 

12 . Die 1969 einsetzenden Bemühungen, die Ge- 
meinschaft von der Zollunion zu einer Wirtschafts- 
und Währungsunion fortzuentwickeln, haben im 
Berichtszeitraum zu einem ersten, wichtigen Erfolg 
geführt. Nach schwierigen Verhandlungen hat der 
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Rat der Europäischen Gemeinschaften am 8./9. Fe- 
bruar 1971 beschlossen, im Laufe der nächsten 
10 Jahre eine Wirtschafts- und Währungsunion als 
weltoffene Gemeinschaft der Stabilität und des 
Wachstums zu schaffen. Damit konnte ein wichtiger 
Teil des Auftrages der Gipfelkonferenz von Den 
Haag vom Dezember 1969 erfüllt werden. 

Eine der ersten entscheidenden Grundlagen der im 
Februar gefaßten Beschlüsse bildete der am 8. Okto- 
ber 1970 von einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe unter Vor- 
sitz des luxemburgischen Ministerpräsidenten Wer- 
ner vorgelegte Bericht über einen Stufenplan zur 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union. Die Bundesregierung hat diesen Bericht nach- 
drücklich begrüßt. 

Die Beschlüsse des Ministerrates zur Verwirk- 
lichung einer Wirtschafts- und Währungsunion (vgl. 
Anlagen) sind von weitgehender politischer und 
ökonomischer Tragweite. Sie eröffnen Europa eine 
neue Perspektive. Von besonderer Bedeutung für 
die Bundesrepublik ist, daß die Brüsseler Beschlüsse 
die wichtigsten Grundprinzipien für die Endstufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion festlegen. 

In der vom Ministerrat verabschiedeten Entschlie- 
ßung wurden die auf Gemeinschaftsebene unter 
Wahrung des Subsidiaritätsprinzips zu übertragen- 
den wirtschafts- und währungspolitischen Befugnisse 
klar Umrissen. Dazu gehören insbesondere die Geld- 
und Kreditpolitik, die äußere Währungspolitik der 
Gemeinschaft, die Kapitalmarktpolitik sowie die 
Festlegung der gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der 
öffentlichen Gesamthaushalte der Mitgliedstaaten. 
Es wurde beschlossen, daß die Gemeinschaftsorgane 
in die Lage versetzt werden, ihre wirtschafts- und 
finanzpolitische Verantwortung rasch und wirksam 
auszuüben und daß diese Gemeinschaftspolitiken 
den Beratungen und der Kontrolle des Europäischen 
Parlaments unterliegen. Im monetären Bereich wird 
ein gemeinschaftliches Zentralbanksystem errichtet, 
daß im Rahmen seiner Eigenverantwortlichkeit zur 
Verwirklichung der Stabilitäts- und Wachstums- 
ziele der Gemeinschaft beiträgt. 

Die 1. Stufe von drei Jahren wurde am 1. Januar 
1971 in Gang gesetzt. In ihr sind parallele Maßnah- 
men in den wichtigsten wirtschaftspolitischen Berei- 
chen vorgesehen: Auf den Gebieten der Steuerhar- 
monisierung, der Liberalisierung des Kapitalver- 
kehrs im monetären Bereich und auf dem Gebiet 
der Strukturpolitik. 

Zur Verwirklichung der Koordinierungsverpflich- 
tung wurden Verfahren für die Abstimmung der 
Konjunkturpolitik vor allem im Ministerrat sowie 
der Geld- und Kreditpolitik im Ausschuß der Zen- 
tralbankpräsidenten der Gemeinschaft ausgearbei- 
tet und beschlossen. In diesem Zusammenhang ist 
auch das 3. Programm für die mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik, welches vom Rat am 8./9. Februar 
ebenfalls angenommen wurde, von Bedeutung. 

13 . Im monetären Bereich sind eine Reihe von 
Maßnahmen beschlossen worden, die die Koordinie- 
rung ausdehnen und verstärken sollen. Für den Be- 
reich der Geld- und Kreditpolitik wird die Koordi- 


nierungfunktion vor allem bei den Zentralbanken 
der Gemeinschaft liegen. Sie sollen im Rahmen 
ihrer Befugnisse allgemeine Leitlinien für die wich- 
tigsten Bereiche der Währungs- und Kreditpolitik 
festlegen und bei wichtigen geld- und kreditpoliti- 
schen Beschlüssen einander vorher konsultieren. 

Der Rat hat weiter dem Ausschuß der Notenbank- 
gouverneure und dem Währungsausschuß den Auf- 
trag erteilt, die Bemühungen um eine Harmonisie- 
rung der währungspolitischen Instrumente fortzu- 
setzen. 

Zur Liberalisierung des Kapitalverkehrs soll eine 
Richtlinie verabschiedet werden, wonach Wert- 
papieremissionen auf den Kapitalmärkten der Ge- 
meinschaft ohne Diskriminierung zugelassen wer- 
den. Außerdem soll ein Verfahren zur schrittweisen 
Koordinierung der Kapitalmarktpolitik der Mitglied- 
staaten festgelegt werden. Für den freien Waren- 
und D i enst 1 eistun gs - und Kapitalverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft sind Fortschritte bei der Kapital- 
marktliberalisierung besonders wichtig, anderer- 
seits ist hier aber der „Liberalisierungsrückstand 1 ' 
noch besonders groß. 

Die Zentralbanken der Gemeinschaft wurden durch 
den Rat aufgefordert, durch abgestimmte Interven- 
tionen gegenüber dem Dollar die Bandbreiten zwi- 
schen den Gemeinschaftswährungen schrittweise zu 
verringern. Dies wird in einem ersten Stadium nur 
versuchsweise geschehen. 

In einem fortgeschrittenen Stadium der Entwicklung 
soll — wie im Werner-Bericht bereits vorgesehen — 
ein europäischer Fonds für währungspolitische Zu- 
sammenarbeit gebildet werden. Bis zum 30. Juni 
1972 sollen der Währungs ausschuß und der Aus- 
schuß der Zentralbankgouverneure einen Bericht 
über die Einzelheiten eines solchen Fonds aus- 
arbeiten. 

In den Währungsbeziehungen zu Drittländern wer- 
den die Gemeinschaftsländer schrittweise gemein- 
same Standpunkte einnehmen. Für die nächste Zu- 
kunft wird es sich dabei vor allem um die Frage 
einer größeren Elastizität der Wechselkurse im 
internationalen Währungssystem handeln; darüber 
hinaus wird die Gemeinschaft vor allem eine ge- 
meinsame Haltung zur Frage der zweiten Zuteilung 
von Sonderziehungsrechten entwickeln müssen. 

In engem Zusammenhang mit dem Ratsbeschluß zur 
schrittweisen Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion steht die Entscheidung des Rates 
vom 8./9. Februar zur Einführung eines Mechanis- 
mus für den mittelfristigen finanziellen Beistand. 
Dieser Mechanismus ist mit Bereitstellungsverpflich- 
tungen von insgesamt 2 Mrd. $ ausgestattet; die 
Bundesrepublik ist daran mit 600 Millionen $ be- 
teiligt. Der mittelfristige Beistand tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1972 in Kraft. Bis dahin müssen die 
innerstaatlichen Voraussetzungen für eine Kredit- 
gewährung in diesem Rahmen geschaffen sein. Die 
Bundesregierung wird dem Bundestag in Kürze hier- 
über einen Gesetzentwurf vorlegen. 

Der Minister rat ist übereingekommen, daß auf dem 
Wege zur Wirtschafts- und Währungsunion zwi- 
schen den wirtschafts- und währungspolitischen 
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Maßnahmen eine effektive Parallelität gewahrt wer- 
den muß. Um dies zu gewährleisten, wurde auf 
deutschen Vorschlag hin eine „Verfallklausel" be- 
sdilorssen. Hiermit wird die Einengung der Band- 
breiten zwischen den Gemeinschaftswährungen, ein 
eventuell bereits in der 1. Stufe errichteter euro- 
päischer Fonds für währungspolitische Zusammen- 
arbeit und der Mechanismus für den mittelfristigen 
finanziellen Beistand auf einen Zeitraum von fünf 
Jahren, beginnend mit dem 1. Januar 1971, begrenzt. 
Die Befristung wird dann hinfällig, wenn am Ende 
der 1. Stufe eine Einigung über den weiteren Ver- 
lauf des Stufenplanes erreicht und der Übergang zur 
2. Phase vollzogen ist. Diese Klausel hat daher kei- 
nen negativen Akzent; sie ist in diesem Teil ein 
Mittel der Integration, damit die Gemeinschaft nicht 
auf halbem Wege stehenbleibt. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

14 . Am 5./6. Oktober 1970 hat der Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik den Vorentwurf des 
dritten Programms für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik (1971 bis 1975) verabschiedet und der Kom- 
mission zugeleitet (Drucksache VI/1393). Die Kom- 
mission hat den Vorentwurf am 21. Oktober unver- 
ändert als Entwurf übernommen und dem Rat über- 
mittelt. Im Rat ist der Programmentwurf am 26. Ok- 
tober 1970 eingebracht und unmittelbar an das 
Europäische Parlament und den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zur Stellungnahme weitergeleitet 
worden. Diese Stellungnahmen sind im Dezember/ 
Januar 1970/71 vorgelegt worden. Am 8./9. Februar 
1971 haben der Rat und die Regierungen der Mit- 
glied st aalen das dritte Programm angenommen und 
ihre Absicht bekundet, gemäß den darin enthalte- 
nen Leitlinien zu handeln. 

15 . Das Schwergewicht ist im dritten Programm 
auf die gesamtwirtschaftliche Zielabstimmung gelegt 
worden. Auf der Grundlage der nationalen Projek- 
tionen sind kompatible Orientierungsdaten für das 
wirtschaftliche Wachstum, die Beschäftigung, das 
Preisniveau und das außenwirtschaftliche Gleich- 
gewicht erarbeitet worden. Da die Verwirklichung 
der Kompatibilität vor allem von der Preisentwick- 
lung abhängt, kam ihrer Abstimmung eine entschei- 
dende Bedeutung zu. Für den Zeitraum 1971 bis 1975 
sind gemeinschaftliche Orientierungsdaten von 2,5 
bis 3 °/o für die allgemeine Preisentwicklung und 
von 2,3 bis 2,8 °/o für die Entwicklung der Ver- 
braucherpreise (jeweils jährlich) festgelegt worden. 
Die Orientierungsdaten für die Bundesrepublik lie- 
gen' jeweils um 0,5 °/o unter den Gemeinschafts- 
zahlen. 

Bei diesen gemeinschaftlichen Orientierungsdaten 
für die Preisentwicklung wird davon ausgegangen, 
daß sie keinen störenden Einfluß auf Wachstum und 
Beschäftigung haben. Eine bewußte Verringerung 
des Inflationstrends muß weder zu einer Vermin- 
derung des Wachstums noch zu einer Zunahme der 
Arbeitslosigkeit führen. Das reale Wachstum des 


BSP in der Gemeinschaft kann im nächsten Jahrfünft 
bei 5 bis 5,5 °/o jährlich liegen. 

Die zur Verwirklichung der Orientierungsdaten for- 
mulierten Leitlinien für die Wirtschaftspolitik in der 
Gemeinschaft erstrecken sich auf die Verbesserung 
der Globalsteuerung und die künftige Ausrichtung 
der Strukturpolitik. Im einzelnen ist auf die In- 
dustriepolitik, die Regionalpolitik und die Beschäf- 
tigungspolitik ein gegangen worden. Dabei wurde 
betont, daß neben der engeren Koordinierung der 
nationalen Maßnahmen mehr und mehr gemein- 
schaftliche Aktionen notwendig werden. 

In den einzelnen Ländern muß die Wirtschaftspoli- 
tik die Erfordernisse der inneren Entwicklung stär- 
ker mit denen eines größeren Zusammenhaltes in 
der Gemeinschaft in Einklang bringen. Für die Bun- 
desrepublik ist eine sYstematische und voraus- 
schauende, am mittelfristigen Wachstumsspielraum 
orientierte Steuerung der Nachfrage und eine dyna- 
mische, die Mobilität, den Strukturwandel und den 
technischen Fortschritt fördernde Angebotspolitik 
sowie eine bessere soziale Absicherung für die 
davon Betroffenen angeregt worden. Mit Nachdruck 
wurde darauf hingewiesen, daß eines der zentralen 
Probleme der mittelfristigen Wirtschaftspolitik dar- 
in bestehen wird, die Zielsetzung der Preisstabilität 
mit der Zielsetzung eines angemessenen Außenbei- 
trages zu vereinbaren. 

Die Gemeinschaft steht am Anfang einer Neuorien- 
tierung ihrer Wirtschaftspolitik. Jetzt geht es dar- 
um, schrittweise eine kohärente Strategie zu ent- 
wickeln, um eine stabile Basis für die Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion zu 
gewährleisten. Mit dem dritten Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik sind dafür wesent- 
liche Voraussetzungen geschaffen worden. 


Konjunkturpolitik 

16 . Der Rat hat zuletzt am 20. Juli 1970 die kon- 
junkturelle Situation in der Gemeinschaft und die 
sich daraus für die Partnerländer ergebende kon- 
junkturpolitiische Problematik erörtert. Ein weiterer 
Gedankenaustausch über die Konjunkturlage war 
für die Ratstagung am 14. Dezember 1970 vorge- 
sehen. Wegen des Vorrangs der Beratung über die 
Wirtschafts- und Währungsunion unterblieb dieser 
Gedankenaustausch jedoch, und er konnte auch in 
der Ministerratssitzung am 8. und 9. Februar 1971 
noch nicht nachgeholt werden. 

Als Grundlage für die beabsichtigte Aussprache im 
Ministerrat am 14. Dezember 1970 hatte die Kom- 
mission ein Memorandum „über die Konjunkturlage 
in der Gemeinschaft" vorgelegt. Darin wird fest- 
gestellt, daß der Konjunkturaufschwung, der in der 
Gemeinschaft in den letzten Jahren zu beobachten 
war, seinen Höhepunkt überschritten hat. Die Dämp- 
fung der konjunkturellen Spannungen habe in der 
Preis- und Lohnentwicklung aber noch kaum einen 
Niederschlag gefunden. Eine Politik zur Eindäm- 
mung des Kosten- und Preisanstiegs .sei daher in 
allen Mitgliedsländern weiter erforderlich. In den 
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Ländern der Gemeinschaft — u. a. in der Bundes- 
republik — , in denen die ergriffenen Restriktions- 
maßnahmen zu einem mäßigeren Wachstum der 
Nachfrage geführt hätten, müsse die Stabilitäts- 
politik so gestaltet werden, daß es zu einer aus- 
gewogenen Anpassung der Nachfrage an die 
Angebotsmöglichkeiten komme, In allen Mitglieds- 
ländern, vor allem dort, wo die Kosten besonders 
kräftig stiegen, sei eine Konzertierung zwischen 
den Sozialpartnern und dem Staat von vorrangiger 
Bedeutung, damit die Entwicklung der verschiede- 
nen Einkommen eine fühlbare und dauerhafte 
Senkung der Preissteigerungsraten ermögliche. 

Durch den Erlaß der Ratsentscheidung zur Ver- 
stärkung der Koordinierung der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik der Mitglieds taaten vom 879. Februar 
1971 wird die konjunkturpolitische Zusammenarbeit 
in der Gemeinschaft eine erhebliche Intensivierung 
erfahren. Die Entscheidung sieht insbesondere vor, 
daß der Rat dreimal jährlich Zusammentritt, um die 
wirtschaftliche Lage in der Gemeinschaft zu prüfen. 
Auf der Grundlage einer Mitteilung der Kommis- 
sion, die Vorschläge für Entscheidungen, Richt- 
linien oder Empfehlungen enthalten kann, wird der 
Rat die Leitlinien der kurzfristigen Wirtschafts- 
politik festlegen, die im Interesse einer harmoni- 
schen wirtschaftlichen Entwicklung von der Gemein- 
schaft und von jedem einzelnen Mitgliedstaat zu 
verfolgen sind, 


Haushaltspolitik 

17 . Der Ausschuß für Haushaltspolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaften hat entsprechend seiner 
Aufgabe die Haushaltspläne der Mitgliedstaaten für 
1971 unter besonderer Berücksichtigung der kon- 
junkturellen Aspekte analysiert. Er wird seine Emp- 
fehlungen dem Rat und der Kommission vorlegen. 
Die Bundesregierung mißt diesen Arbeiten im Hin- 
blick auf die Integration große Bedeutung bei. Bei 
der Untersuchung hat sich die Methode der Impuls- 
berechnungen, die im Ausschuß zur Ermittlung der 
Anstoßwirkung der öffentlichen Haushalte auf die 
Gesamtwirtschaft ermittelt worden ist, als brauch- 
bar erwiesen. Mit ihrer Hilfe werden die konjunk- 
turell bedeutsamen Aspekte wesentlich deutlicher 
erkennbar und die nationalen Haushalte unterein- 
ander besser vergleichbar. 

Der Ausschuß hat sich ferner mit einer ersten drei- 
jährigen Vorausschau auf die Entwicklung der Ge- 
meinschaftsausgaben befaßt. Außerdem hat er die 
Diskussion über Methoden des Planning-Program- 
ming-Budgeting fortgesetzt. Die Erörterungen dar- 
über sind noch nicht abgeschlossen. 

Wegen der besonderen Bedeutung der Entwicklung 
der öffentlichen Haushalte für die Wirtschaftspoli- 
tik muß insbesondere der Ausschuß für Haushalts- 
politik bei der Vorbereitung der Ratstagungen zur 
Prüfung der Wirtschaftslage in der Gemeinschaft 
rechtzeitig beteiligt werden. 

Zur weiteren Verbesserung des Prüfungsverfahrens 
ist der Ausschuß von den Finanz- und Wirtschafts- 
ministern der Mitgliedstaaten beauftragt worden, 


zusätzlich zu den Impulsberechnungen Untersuchun- 
gen über weitere Elemente der öffentlichen Haus- 
haltspläne anzustellen, die im Rahmen der Wirt- 
schafts- und Währungsunion mit Vorrang koordi- 
niert werden sollen. Die Untersuchungen erstrek- 
ken sich auf 

— den Haushaltssaldo, seine Finanzierung und Ver- 
wendung, 

— gemeinsame Wertungskriterien zur Beurteilung 
der Entwicklung der Salden, 

— die Harmonisierung der Haushaltsverfahren und 
der für die Aufstellung der Haushaltspläne und 
ihre Einbringung im Parlament geltenden Zeit- 
pläne. 

Mit diesen Untersuchungen wird ein abgestimmtes 
Instrumentarium für die öffentlichen Haushalte der 
Mitgliedstaaten angestrebt. 

18 . Im Einvernehmen mit dem Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik hat der Ausschuß für 
Haushaltspolitik beschlossen, die Arbeitsgruppe 
„Projektionen der öffentlichen Finanzen" einzuset- 
zen. Ihr wurde die Aufgabe übertragen, auf Ge- 
meinschaftsebene detaillierte Projektionen der Kon- 
ten der öffentlichen Verwaltungen der Mitglied- 
staaten zu erstellen, die als Grundlage für die Aus- 
richtung des dritten Programms der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik auf dem Gebiet der öffentlichen 
Finanzen dienen sollten. 

Die Arbeitsgruppe hat im Berichtszeitraum dem Aus- 
schuß für Haushaltspolitik und dem Ausschuß für 
mittelfristige Wirtschaftspolitik einen Zwischen- 
bericht über die Projektionen der öffentlichen Finan- 
zen (1970 bis 1975) in den Mitgliedstaaten der EG 
vorgelegt, in dem die verfügbaren Informationen 
sowie die sich aus der Analyse der projizierten Ent- 
wicklung ergebenden Überlegungen zusammenfas- 
send dargestellt werden. 

19 . Im Mittelpunkt der Gespräche der Arbeits- 
gruppe Haushaltsvergleich stand die Überprüfung 
des europäischen Systems volkswirtschaftlicher Ge- 
samtrechnung (ESVG) auf die Verwendbarkeit der 
darin enthaltenen Vorschläge und Richtlinien unter 
haushalts- und finanzwirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten und die Fortführung der Arbeiten zur Aufstel- 
lung einer in den Grundzügen vergleichbaren Fi- 
nanzstatistik auf Gemeinschaftsebene. Um die Ver- 
gleichbarkeit der Daten der Mitgliedstaaten zu ver- 
bessern, fanden Konsultationen statt, über die Ab- 
grenzung des öffentlichen Systems sowie über die 
Definition für die Ströme (Transaktionen). 


III. Wettbewerbspolitik 
Absprachen und Marktmacht 

20 . Die Kommission ist bestrebt, die Kooperation 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen weiter 
zu erleichtern. Sie hatte zu diesem Zweck einen 
Vorschlag für eine Verordnung über die Anwendung 
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von Artikel 85 Abs. 3 des EWG- Vertrages auf 
Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und auf- 
einander abgestimmte Verhaltens weisen sowie 
einen Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 
der Meldevorschriften der Verordnung Nr. 17 vor- 
gelegt. Diese Verordnungsentwürfe werden zur Zeit 
in den Ausschüssen des Europäischen Parlaments 
sowie im Wirtschafts- und Sozialausschuß beraten. 
Im Gemeinsamen Markt zeigen sich, wie in den Mit- 
gliedstaaten, zunehmende Konzentrationstendenzen. 
Die Kommission will die Anwendbarkeit von Arti- 
kel 86 des EWG-Vertrages (Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen) auf wettbe- 
we rbsb ©schränkende K onz ent r a ti on s fälle teste n . 

Im Zusammenhang mit dem Bußgeldbescheid der 
Kommission gegen die Teilnehmer am internationa- 
len Chininkartell hat sich die Notwendigkeit er- 
geben, die Verjährung bei Geldbußen zu regeln. 
Die Vorschriften, nach denen die Kommission Geld- 
bußen bei Zuwiderhandlungen gegen Wettbewerbs- 
Vorschriften verhängen kann, sehen bislang keine 
Verjährung vor. Das gleiche gilt für das Verkehrs- 
recht. Die Kommission hat einen Entwurf für eine 
Verordnung über die Verjährung im Bereiche des 
Verkehrs- und Wettbewerbsrechts der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ausgearbeitet. Dieser Ent- 
wurf ist in einer Besprechung mit Regierungssach- 
verständigen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften erörtert worden. Die Bundesregie- 
rung begrüßt die Initiative der Kommission, eine 
Verjährungsregelung, die in den Rechtsordnungen 
aller Mitgliedstaaten enthalten ist, auch im Recht 
der Gemeinschaften zu treffen. 


Beihilfen 

21 . Die Kommission ist bei- ihren Bemühungen, die 
Regionalförderung der Mitgliedstaaten überschau- 
barer zu gestalten und ein gegenseitiges Überbieten 
zu verhindern, mit Unterstützung der Bundesregie- 
rung ein gutes Stück vorangekommen: Am 18. De- 
zember 1970 einigten sich die für Beihilfefragen zu- 
ständigen Generaldirektoren darauf, für die Zentral- 
gebiete der Gemeinschaft (Benelux, Deutschland 
außer Zonenrandgebiet, Italien außer Mezzogiorno, 
Frankreich außer West- und Südwestfrankreich) 
eine einheitliche Obergrenze der Förderintensität 
festzulegen. Nach Abschluß einiger technischer 
Arbeiten wird die Kommission dem Rat einen Vor- 
schlag für eine entsprechende Empfehlung vorlegen. 
Bei der Prüfung sektoraler Beihilfen nach den Arti- 
keln 92 ff. EWG- Vertrag hat die Kommission den 
Versuch unternommen, von einer mehr defensiven 
zu einer mehr gestaltenden Beihilfepolitik über- 
zugehen. Sie begnügt sich nicht mehr damit, zu 
Beihilfsregelungen der Mitgliedstaaten positiv oder 
negativ Stellung zu nehmen, sondern macht ihre 
Stellungnahme in verschiedenen Bereichen davon 
abhängig, ob mit den Beihilferegelungen industrie- 
politische Ziele verfolgt werden, die sie unter euro- 
päischen Aspekten für vordringlich hält. Die Bun- 
desregierung hat dieser Praxis widersprochen, so- 
weit sie ihren industriepolitischen Vorstellungen 


nicht entspricht oder soweit ihr eine Verknüpfung 
der Beihilfenprüfung mit bestimmten industrie- 
politischen Zielstezungen nicht sachdienlich er- 
scheint. Der Gedankenaustausch zwischen der Kom- 
mission und den Mitgliedstaaten wird fortgesetzt. 


IV. Steuerpolitik 

22 . Der Ausbau der Europäischen Gemeinschaften 
zu einer Wirtschafts- und Währungsunion fordert 
die weitere Harmonisierung der Steuerrechte im 
Gemeinsamen Markt. Ausgewogene Fortschritte, 
die dem Zusammenhang aller Steuergebiete gerecht 
werden und auch die direkten Steuern einschließen, 
sind notwendig, wenn die steuerlichen Hemmnisse 
und Wettbewerbsverschiebungen wirksam beseitigt 
werden sollen. Außerdem bedarf es einer gegen- 
seitigen Unterrichtung und Abstimmung der Steuer- 
reformen in den Mitgliedstaaten, damit sich die 
Steuerrechte im Gemeinsamen Markt aufeinander 
zu, statt voneinander weg, entwickeln. Die Bundes- 
regierung im Einverständnis mit dem Deutschen 
Bundestag tritt dafür ein, daß möglichst bald eine 
Gesamtkonzeption für die Steuerharmonisierung 
entwickelt wird. 

Der Beschluß des Rats vom 8./9. Februar 1971 über 
die Entwicklung der Gemeinschaft zur Wirtschafts- 
und Währungsunion hat auch Leitlinien für die 
künftigen Harmonisierungsarbeiten im Steuer- 
bereich gesetzt. Wichtigste Zielpunkte sind die wei- 
tere Annäherung der Mehrwertsteuern ig den EWG- 
Ländern nach System und Steuersätzen, die System- 
harmonisierung bei der besonderen Verbrauchs- 
besteuerung und Angleichungsmaßnahmen bei den 
direkten Steuern auf den für die Gemeinschaft be- 
deutsamen Schwerpunktbereichen. 


Indirekte Steuern 


Umsatzsteuer 

23 . Nachdem Belgien das Mehrwertsteuersystem 
zum 1. Januar 1971 eingeführt hat und Italien die- 
sen Schritt zum 1. Januar 1972 plant, stehen die 
weiteren Harmonisierungsarbeiten unter dem 
Aspekt einer späteren Aufhebung der Steuer- 
grenzen innerhalb der EWG. Voraussetzung hierfür 
ist eine weitgehende Angleichung der Mehrwert- 
Steuersätze in den einzelnen Mitgliedstaaten. Aus 
diesem Grunde liegt das Schwergewicht der gegen- 
wärtigen Harmonisierungsarbeiten auf den Unter- 
suchungen über die budgetären, wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen einer Annäherung der 
Steuersätze. Durch verstärkte Bemühungen um eine 
Harmonisierung des Anwendungsbereichs der 
Mehrwertsteuer und der Steuerbefreiungen soll eine 
in allen Mitgliedstaaten einheitliche Bemessungs- 
grundlage für die Einnahmen aus der Mehrwert- 
steuer geschaffen werden, die den Europäischen 
Gemeinschaften ab 1. Januar 1975 zustehen. 
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Verbrauchsteuern 

24 . Die Arbeiten der Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern sind auch während des Berichts- 
zeitraums weitergeführt worden. Die Dienststellen 
der Kommission haben den Mitgliedstaaten im 
Oktober 1970 Richtlinienentwürfe zur Harmonisie- 
rung der Verbrauchsteuern auf Alkohol, Bier, Wein 
und Limonade zugeleitet, über die am 4. Dezember 
1970 im Ständigen Ausschuß der Leiter der nationa- 
len Steuerverwaltungen beraten wurde. In dieser 
Sitzung hat sich die deutsche Delegation aus den 
bereits im 7. Integrationsbericht der Bundesregie- 
rung genannten Gründen gegen die Einführung 
einer allgemeinen Wein- und Limonadensteuer ge- 
wandt. 

Die Überlegungen zur Harmonisierung der Struk- 
turen der Mineralölsteuer sind im Berichtszeitraum 
vertieft worden, konnten aber noch nicht abge- 
schlossen werden. Außerdem hat die Kommission 
die Helizölbesteuerung als besonders dringlichen 
Komplex angesehen und dem Rat einen speziellen 
Richtlinienentwurf über Höchstsätze der HeizÖl- 
steuem in den Mitgliedstaaten unterbreitet. Die 
Bundesregierung hat demgegenüber im Gesetz- 
entwurf zur Verlängerung der Geltungsdauer der 
Heizölsteuer bereits weitergehende Degressionen 
der Steuersätze für schweres Heizöl vorgeschlagen. 


Direkte Steuern 

25 . Auf dem Gebiet der direkten Steuern liegen 
als konkrete Harmonisierungsvorschläge bisher die 
beiden Richtlinienentwürfe der Kommission für die 
europäische Unternehmenskonzentration vor (Druck- 
sache V/3774). Die beiden Richtlinienentwürfe wer- 
fen weitreichende steuerliche, wirtschafts- und 
sozialpolitische Probleme auf, über die dem Rat 
Berichte vorliegen. Der Rat wird dazu in Kürze eine 
Grundsatzdiskussion führen. Das Europäische Par- 
lament und der Wirtschafts- und Sozialnus schuß 
haben bereits Entschließungen gefaßt. Auch der 
Bundesrat hat Empfehlungen an die Bundesregie- 
rung gerichtet. Der Deutsche Bundestag hat die 
baldige Verabschiedung der Konzemrichtlinie ge- 
fordert. 

Im Rahmen der Arbeiten zur Wirtschafts- und 
Währungsunion stehen die Harmonisierung der 
direkten Steuern, die einen unmittelbaren Einfluß 
auf die Kapitalbewegungen haben und die Harmo- 
nisierung der Körperschaft’steuer im Vordergrund. 
Für den erstgenannten Bereich liegt ein Memoran- 
dum der Kommission über Anpassungsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der direkten Steuern zur Förderung 
der Entwicklung und Verflechtung der Wertpapier- 
märkte in der EWG (Dokument R/421/69) vor. Zur 
Harmonisierung der Körperschaftsteuersysteme be- 
müht sich die Kommission um die Erarbeitung von 
konkreten Vorschlägen. Auf diesem Gebiet besteht 
eine enge Parallele zu deutschen Überlegungen für 
die kommende Steuerreform. 

Auf deutsche Initiative wurde die Arbeit des Gre- 
miums der Generalsteuerdirektoren aktiviert, um 


eine gegenseitige Unterrichtung über die nationalen 
Steuerreformen und eine Abstimmung der Mit- 
gliedsländer auf steuerlichem Gebiet zu erreichen. 


V. Strukturpolitik 

Regionalpolitik 

26 . Der Rat hat schon am 26./27. Oktober 1970 eine 
Aussprache über den „Vorschlag für eine Entschei- 
dung des Rates über die Mittel eines Vorgehens der 
Gemeinschaft auf dem Gebiet regionaler Entwick- 
lung und die Aufzeichnung über die Regionalpolitik 
in der Gemeinschaft" vom 17. Oktober 1969 geführt. 
Der Ausschuß der Ständigen Vertreter wurde be- 
auftragt, so bald wie möglich einen Bericht vorzu- 
legen, der dem Rat eine Beschlußfassung ermög- 
lichen soll. Inzwischen haben der Rat und die Ver- 
treter der Regierungen der Mitgliedstaaten in ihrer 
Entschließung vom 8./9. Februar 1971 zum Aufbau 
einer Wirtschafts- und Währungsunion auch zur 
gemeinschaftlichen Regionalpolitik Stellung genom- 
men. Es wurde für die erste Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion folgendes vereinbart: 

„Um durch Maßnahmen im regionalen und struk- 
turellen Bereich die Spannungen zu verringern, die 
die endgültige Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion in Frage stellen könnten, wird 
der Rat auf Vorschlag der Kommission über die 
erforderlichen Maßnahmen für einen ersten Schritt 
zu einer Lösung der vorrangigen Fragen befinden 
und hierbei die im dritten Programm für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik enthaltenen Angaben be- 
rücksichtigen; dabei stattet er insbesondere die 
Gemeinschaft im Rahmen der geltenden Verträge 
mit den geeigneten Mitteln aus" (vgl. dazu III. 
Ziff. 4 der Entschließung). 

Vor der Abstimmung über diesen Text im Rat 
hatte die italienische Delegation erklärt, daß sie 
für die erste Stufe keine neuen Finanzmittel für 
Zwecke der Regionalpolitik verlangen wird. 


Industriepolitik 

27 . Anläßlich der Vorlage des Memorandums der 
Kommission zur Industriepolitik vom 20. März 1970 
hat der Rat eine Sachverständigengruppe hoher Be- 
amter der Regierungen der Mitgliedstaaten beauf- 
tragt, bestimmte ausgewählte industrie-politische 
Probleme zu untersuchen. Die Gruppe hat die Arbeit 
im Herbst 1970 aufgenommen und inzwischen nach 
einen umfassenden Meinungsaustausch dem Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter einen Bericht vor- 
gelegt. 

Die Bundesregierung hat sich in den Beratungen 
weiterhin dafür eingesetzt, daß eine Industriepolitik 
der Gemeinschaft vor allem darauf abzielen sollte, 
die Voraussetzungen für einen optimalen Einsatz 
der Produktionsfaktoren in der gesamten Industrie 
zu verbessern. Dabei kommt es vornehmlich darauf 
an, durch den Abbau der noch bestehenden Hinder- 
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nisse für die grenzüberschreitende Kooperation von 
Unternehmen die Herausbildung von Unternehmens- 
strukturen zu ermöglichen, wie sie der Gemeinsame 
Markt erfordert. 

Die Gruppe Industriepolitik hat sidi im Ergebnis da- 
für ausgesprochen, daß auf der Ebene der Gemein- 
schaft ein besonderes Gremium errichtet werden 
sollte, in dem verantwortliche Beamte der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten vertreten sind. In diesem 
Gremium sollten die Ziele und Maßnahmen der na- 
tionalen Industriestrukturpolitik aufeinander abge- 
stimmt sowie gemeinsam interessierende industrie- 
politische Fragen und Probleme erörtert werden. 


Strukturpolitik für kleine und mittlere Unternehmen 

28 . In Fortsetzung der Besprechung vom 26. Juni 
1970 fand in Brüssel zwischen der Kommission und 
den Regierungssachverständigen der Mitgliedstaa- 
ten am 25. Januar 1971 eine Sitzung statt, auf wel- 
cher die Themen Zulieferbörsen, Kooperationsbörse 
und Förderung der Exporttätigkeit behandelt wur- 
den. 

Allgemeine Zustimmung fand die Anregung der EG- 
Kommission, mit den Verantwortlichen der Zuliefer- 
börsen bzw. sonstiger Einrichtungen zur Förderung 
des Zulieferwesens unter Beteiligung von Regie- 
rungssachverständigen einen Erfahrungsaustausch 
in Brüssel durchzuführen. 

Die Erörterungen über Zulieferbörsen, insbeson- 
dere hinsichtlich eines Gemeinschaftsbüros der ge- 
werblichen Wirtschaft und über die Förderung der 
Exporttätigkeit, sollen fortgesetzt werden; zusätz- 
lich sollen auch Fragen der Finanzierung von klei- 
nen und mittleren Unternehmen behandelt werden. 


Europäische Investitionsbank 

29 . Die EIB hat zur Erschließung der weniger ent- 
wickelten Gebiete der Gemeinschaft im zweiten 
Halbjahr 1970 25 Darlehens Verträge über einen Ge- 
samtbetrag von 165,17 Millionen RE abgeschlossen 
(einschließlich 5 Garantiegeschäfte zu insgesamt 
56,00 Millionen RE). 

Hiervon entfielen 14 Darlehen bzw. Garantien auf 
Italien (102,90 Millionen RE), 5 Darlehen bzw. Ga- 
rantien auf Frankreich (20,50 Millionen RE), 4 Dar- 
lehen auf die Bundesrepublik (22,97 Millionen RE) 
und je 1 Darlehen auf Belgien (16,00 Millionen RE) 
und die Niederlande (2,80 Millionen RE). 

Von den assoziierten Ländern erhielten in demsel- 
ben Zeitraum je 1 Darlehenszusage Kamerun (1,80 
Millionen RE) und Obervolta (0,45 Millionen RE). 

Zusagen über Spezialdarlehen erhielten Kongo 
(Kinshasa) (1 zu 9,00 Millionen RE), die Elfenbein- 
küste (2 zu insgesamt 2,75 Millionen RE) und Mada- 
gaskar (1 zu 1,86 Millionen RE). 

Im Zeitraum Januar/Februar 1971 wurde 1 Garantie- 
geschäft mit Italien 6,8 Millionen RE) abgeschlossen. 


VI. Agrarpolitik 
Agrarpreis- und Strukturpolitik 

30 . Die Kommission hat am 15. Februar 1971 ihre 
Vorschläge zur Preis- und Strukturpolitik in der 
Gemeinschaft vorgelegt. Für einige Agrarprodukte 
werden Preiserhöhungen vorgeschlagen. Für den 
Agrarstrukturbereich stellt die Kommission ihre 
Vorschläge zur Reform der Landwirtschaft vom 
29. April 1970 zur Entscheidung, wobei gewisse Än- 
derungen und Ergänzungen vorgenommen worden 
sind, insbesondere werden für bestimmte Gruppen 
von Landwirten direkte Einkommensübertragungen 
vorgeschlagen. 

Die Kommission stellt ein sachliches und zeitliches 
Junktim zwischen den Preis- und Strukturvorschlä- 
gen her, das sie aus folgenden Gründen für unauf- 
löslich erklärt hat: 

— Der Preispolitik sind aufgrund der unterschied- 
lichen Interessenlage der einzelnen Mitglied- 
staaten, im Hinblick auf die Überschußlage bei 
einigen Produkten und mit Rücksicht auf die 
Beitrittsverhandlungen enge Grenzen gesetzt. 
Mit der Preispolitik allein seien daher die Agrar- 
probleme nicht zu lösen. 

— Nur mit Hilfe gemeinsamer strukturpolitischer 
Maßnahmen kann das Gleichgewicht auf den 
Agrarmärkten langfristig wieder hergestellt und 
die mangelnde Bewegungsmöglichkeit im preis- 
politischen Gebiet ausgeglichen werden. 

Außerdem weist die Kommission auf die Notwen- 
digkeit von Maßnahmen zur Förderung der regio- 
nalen Wirtschaftsentwicklung hin, ohne diese jedoch 
näher zu konkretisieren. 

Der Ministerrat einigte sich in einer 4tägigen Mara- 
thon-Sitzung, vom 22. bis zum 25. März 1971, über 
die Preise für das Wirtschaftsjahr 1971/72 und die 
Grundsätze der künftigen gemeinsamen Struktur- 
politik. 

Zu den wichtigsten Agrarpreisbeschlüssen für das 
Wirtschaftsjahr 1971/72 zählen: 

— Anhebung des Interventionspreises für Weich- 
weizen um 2 '%>, 

— Anhebung des Interventionspreises für Roggen 
um 2 °/o, 

— Anhebung des Interventionspreises für Gerste 
um 4 o/o, 

— Anhebung des Richtpreises für Milch um 6 o/o, 

— Anhebung des Orientierungspreises für Rinder 
um 6 v. H. (für das Wirtschaftsjahr 1972/73 
wurde eine weitere Erhöhung um 4 v. H. be- 
schlossen), 

— Herabsetzung der Garantiemenge bei Zucker auf 
den voraussichtlichen Verbrauch, ohne jedoch 
die Grundquote zu unterschreiten. 

Hinsichtlich der gemeinsamen Strukturpolitik wur- 
den u. a. folgende Maßnahmen beschlossen: 

— zugunsten von Personen, die die landwirtschaft- 
liche Tätigkeit aufgeben möchten, 
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= Einführung einer Einkommensausgleichszah- 
lung für Vollerwerbslandwirte im Alter zwi- 
schen 55 und 65 Jahren, 

= Berufsumschulungsmaßnahmen; 

— zugunsten von Personen, die in der Landwirt- 
schaft verbleiben, 

— selektive Beihilfen zur Modernisierung von 
entwicklungsfähigen Betrieben, 

= degressive Einkommensausgleichszahlungen 
während der Laufzeit des Entwicklungsplanes 
des Betriebes in Ausnahmefällen; 

— zur Förderung der Beratung und der Berufsaus- 
bildung von Landwirten, 

= sozioökonomische Beratungsstellen, 

= Berufsausbildung und Fortbildung von Land- 
wirten, 

-= Buchführung; 

— zur Verbesserung der Vermarktung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse; 

— finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft an den 
Kosten der Durchführung von 25 v. H. der er- 
stattungsfähigen Ausgaben; 

bei den Maßnahmen zugunsten der Landwirte, 
die die landwirtschaftliche Tätigkeit aufgeben 
wollen, beträgt dieser Satz in wirtschaftlich be- 
nachteiligten landwirtschaftlichen Gebieten 
65 v. H.; 

— zur Finanzierung werden die im EAGFL, Abtei- 
lung Ausrichtung, zur Verfügung stehenden 
Mittel sowie in den vergangenen Jahren nicht 
ausgegebene Mittel der gleichen Abteilung her- 
angezogen. 

Der erzielte Kompromiß brachte für die deutsche 
Delegation ein befriedigendes Ergebnis, insbeson- 
dere weil sichergestellt werden konnte, daß der in 
der Finanzverordnung festgelegte Plafonds für die 
Abteilung Ausrichtung in den nächsten Jahren nicht 
überschritten wird. 


Marktordnungen und sonstige Marktorganisationen 

31 . Am 20. Oktober 1970 hat der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften die beiden Grundverord- 
nungen für eine gemeinsame Fischereipolitik, die 
Verordnung über die Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft und 
die Verordnung über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Fischereierzeugnisse, verabschiedet. 

Innerhalb der gemeinsamen Strukturpolitik für die 
Fischwirtschaft sind folgende Bereiche von beson- 
derer Bedeutung: 

— Regelung des Fischfangs in den nationalen 
Küstengewässern mit generell freiem Zugang 
für Fischereifahrzeuge der Gemeinschaft; 

— Koordinierung der nationalen Strukturpolitiken; 

— gemeinsame Strukturmaßnahmen mit gemein- 
schaftlicher Finanzierung. 


Die Marktordnung für Fischereierzeugnisse gliedert 
sich in folgende Hauptbereiche: 

— Einheitliche Vermarktungsnormen; 

— Anerkennung und Förderung von Erzeuger- 
organisationen; 

— Stabilisierung der Marktpreise durch ein Rück- 
nahmepreisverfahren der Erzeugerorganisatio- 
nen; 

— Außenschutz über ein Referenzpreissystem. 

Die beiden genannten Grundverordnungen über die 
Strukturpolitik und die Marktorganisation sind das 
Ergebnis eines mühsam errungenen Kompromisses. 
Durch jahrelange, systematische Vorarbeit konnte 
die deutsche Delegation sich aber mit ihren Vor- 
stellungen weitgehend durchsetzen: 

— Die Bestimmungen über Anerkennung und För- 
derung von Erzeugerorganisationen decken sich 
weitgehend mit den Regelungen des deutschen 
Marktstrukturgesetzes. 

— Auf dem wichtigen Gebiet der Preisregelung ge- 
lang es, eine Ablehnung des ursprünglich von 
der Kommission vorgeschlagenen öffentlichen 
Interventionssystems durchzusetzen und eine 
Preisstabilisierung auf der Basis eines Rück- 
nahmepreisverfahrens mit nur begrenztem öffent- 
lichen Ausgleich zu erreichen. Indem die Inter- 
vention am Markt überwiegend der Wirtschaft 
selbst übertragen wurde, wird ihrer Initiative 
und Eigenverantwortung ein verhältnismäßig 
großer Spielraum eingeräumt und bewußt von 
allzu dirigistischen Vorschriften abgesehen. 

— Das Rücknahmepreisverfahren der Erzeuger- 
organisationen engt die Gefahr überhöhter Preis- 
schwankungen ein und verbessert die wirtschaft- 
liche Situation der Erzeuger. 

— Die Einfuhrregelung ist verhältnismäßig liberal. 
Das von der Kommission zunächst vorgesehene 
Einfuhrlizenzverfahren wurde fallengelassen. 

32 . Im Berichtszeitraum ist die im Frühjahr 1970 
verabschiedete Marktorganisation für Rohtabak 
durch vier weitere Durchführungsverordnungen des 
Rates ergänzt worden. 

Im Rahmen der Marktorganisation für Rohtabak 
werden für den in der Gemeinschaft erzeugten Roh- 
tabak Ziel- und Interventionspreise festgelegt. Es 
wird eine Käuferprämie gewährt, wobei die Absatz- 
möglichkeiten, die Preisentwicklung von Drittlands- 
tabaken sowie Aspekte der Einkommensgarantie für 
die Pflanzer zu berücksichtigen sind. Eine Interven- 
tion bei Tabaken, für die keine Käuferprämie in An- 
spruch genommen wurde, ist vorgesehen, und zwar 
sowohl für grünen wie auch für fermentierten Tabak. 
Um einer Überproduktion der vom Markt nicht ge- 
fragten Tabake vorzubeugen, können Maßnahmen 
zur Anbaubeschränkung ergriffen werden. 

Die deutsche Delegation hatte bei den Beratungen 
insbesondere zu berücksichtigen, daß der deutsche 
Bedarf an Rohtabak zu weit über 90 % aus Importen 
gedeckt wird. Der deutsche Tabakanbau ist regional 
begrenzt, aber traditionsgemäß auf Qualitätserzeu- 
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gung ausgerichtet. Er bildet für die betreffenden 
Spezialbetriebe die Existenzgrundlage. Im Rahmen 
eines Kompromisses gelang es, die Interessen der 
Erzeuger und Importeure in angemessener Weise zu 
wahren. 

Die für die Ernte 1970 erstmalig getroffene Rege- 
lung hat pragmatischen Charakter. Wegen der noch 
mangelnden praktischen Erfahrung und der Kompli- 
ziertheit der Materie ist vorgesehen, die genannten 
Maßnahmen bis nach der Ernte 1971 fortzuführen. 
Danach sollen u. a. die Fragen der Prämienhöhe, der 
vergleichbaren Weltmarktqualitäten und der Feuch- 
tigkeitsbestimmung kritisch überprüft werden. 

33 . Die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates 
zur Festlegung ergänzender Vorschriften für die 
gemeinsame Marktorganisation für Wein und die 
Verordnung (EWG) Nr. 817/70 des Rates zur Fest- 
legung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine 
bestimmter Anbaugebiete sehen eine Einteilung der 
EWG- Weine in Tafelweine und Qualitätsweine be- 
stimmter Anbaugebiete vor. Marktordnerische Maß- 
nahmen sind nur für Tafelweine festgelegt worden, 
zu denen insbesondere gehören: 

— Festsetzung von Orientierungspreisen auf der 
Grundlage ermittelter Durchschnittspreise; 

— Festsetzung von Auslösungspreisen für Inter- 
ventionsmaßnahmen ; 

= Gewährung von Lagerbeihilfen; 

— Destillation von Wein zu Alkohol; 

— Festsetzung von Referenzpreisen und Erhebung 
von Ausgleichsabgaben als Außenregime. 

Die Qualitätsweinverordnung enthält eine Defini- 
tion für Qualitätswein bestimmter Anbaugebiete 
und die Kriterien, die die Erzeugung dieser Weine 
bestimmen sollen. Im Gegensatz zur Tafelweinver- 
ordnung verbleibt hier den Mitgliedstaaten ein 
Spielraum zur Berücksichtigung traditioneller Her- 
stellung und Bezeichnungsvorschriften. 

Die Bundesregierung hat versucht, eine Regelung 
zu erreichen, die die Interessen der Erzeuger (Her- 
stellungsvorschriften, Interventionsmaßnahmen), der 
Verbraucher (Qualität, Bezeichnung), der Steuer- 
zahler (Anbauregelung, Begrenzung der finanziellen 
Belastung), berücksichtigt und einen Spielraum für 
die Einfuhr aus Drittländern läßt. Der erreichte Kom- 
promiß kann als Erfolg gewertet werden. 

Den unterschiedlichen natürlichen Verhältnissen, 
insbesondere in der Bundesrepublik gegenüber 
Italien und Südfrankreich, wurde durch eine Zonen- 
einteilung Rechnung getragen. Die Alkoholanreiche- 
rung, die für die nördlichen Weinanbauländer — im 
Gegensatz zu den südlichen, die eine Anreicherung 
des Säuregehaltes benötigen — eine große Rolle 
spielt, wurde befriedigend gelöst. Außerdem konnte 
für Jahre mit besonders ungünstigen Wachstumsbe- 
dingungen eine Ausnahmeregelung durchgesetzt 
werden. 

34 . Am 29. Juni 1970 verabschiedete der Rat die 
gemeinsame Marktorganisation für Flachs und Hanf. 


Die wesentlichen Elemente dieser Marktorganisa- 
tion sind Beihilfen für die Flachs- und Hanferzeu- 
gung sowie für die private Lagerhaltung von Fasern. 
Ihre Höhe ist alljährlich vom Rat festzusetzen. Die 
Beihilfe zur privaten Lagerhaltung wird den Besit- 
zern von Fasern nur gewährt, wenn ein zeitweiliges 
Ungleichgewicht des Marktes zu erwarten ist. Eine 
staatliche Intervention ist jedoch nicht vorgesehen. 
Bei den Verhandlungen ist es der deutschen Dele- 
gation gelungen, die Marktorganisation auf Flachs, 
Hanf und Öllein zu beschränken. Auch die Lagerbei- 
hilfen für Fasern werden nur dann gewährt, wenn 
ein zeitweiliges Ungleichgewicht auf dem Markt be- 
steht. Mit der Zustimmung zu dieser Marktorgani- 
sation hat die deutsche Delegation außerdem die 
Forderung nach einer baldigen Vorlage von Vor- 
schlägen für eine gemeinsame Hopfenmarktordnung 
durchsetzen können. 

35 . Die Kommission hat dem Rat im Sommer 1970 
den Vorschlag einer Verordnung zur Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Hopfen 
und Saatgut zugeleitet. Bisher konnten die Verhand- 
lungen darüber noch nicht abgeschlossen werden. 

Die Vorschläge beinhalten die Möglichkeit einer auf 
die Menge bezogenen Beihilfegewährung. 

Aus deutscher Sicht besteht das Bedürfnis für eine 
Regelung der Märkte bestimmter Futterpflanzen- 
arten und deren Saatguterzeugung, für die bisher 
nationale Beihilfen gewährt wurden und teilweise 
auch Kontingentsregelungen bestanden. 


Auswirkungen der DM-Aufwertung 

36 . Die der deutschen Landwirtschaft aufgrund der 
Verordnung Nr. 2464/69 des Rates der EG vom 
9. Dezember 1969 zum Ausgleich der Folgen der DM- 
Aufwertung zustehenden Mittel von 1,7 Mrd. DM 
jährlich sind nach Maßgabe des Aufwertungsaus- 
gleichsgesetzes vom 23. Dezember 1969 und des 
Durchführungsgesetzes zum Aufwertungsausgleichs- 
gesetz vom 5. Juni 1970 zu verteilen. Dabei fließen 
der Landwirtschaft ca. 780 Millionen DM über eine 
besondere Mehrwertsteuerregelung zu. Der restliche 
Teil der Einkommenseinbußen in Höhe von jährlich 
920 Millionen DM wird durch direkte Zahlungen aus 
dem Bundeshaushalt — mit Hilfe eines Vier-Grup- 
pen-Flächenschlüssels — ausgeglichen. 

Am 31. Dezember 1970 waren von den 920 Millionen 
DM 903,66 Millionen DM (= 98,22'%) ausgezahlt. 
Nach der Vorausberechnung der mit der Auszahlung 
befaßten landwirtschaftlichen Alterskassen werden 
die Ausgaben, nach Abwicklung einiger sachlich und 
rechtlich schwieriger Sonderprobleme, den Titelan- 
satz von 920 Millionen DM voraussichtlich an- 
nähernd erreichen. Der Ausgleich 1970 wird voraus- 
sichtlich Mitte April 1971 abgewickelt sein. Danach 
wird der Hektarausgleichsbetrag für 1971 festgesetzt 
werden. 
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Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

37 , Die von der Bundesregierung wiederholt ange- 
sprochenen schädlichen Auswirkungen des unter- 
schiedlichen Integrationsstandes der Wirtschafts- 
gegenüber der Agrarpolitik der Gemeinschaft auf 
den Bereich der Landwirtschaft sind in den vergan- 
genen Monaten erneut deutlich geworden. 

Der Rat hatte die Kommission der EG Mitte 1970 
aufgefordert, umgehend die nationalen Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten bei den wichtigsten Erzeugnis- 
sen bestandsmäßig zu erfassen und einer Gesamt- 
beurteilung zu unterziehen. Dementsprechend hat 
die Kommission in Zusammenarbeit mit der Gruppe 
„Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft" 
bisher die Bereiche Obst und Zucker bearbeitet und 
für Obst bereits eine dem Votum der Gruppe ent- 
sprechende erste Stellungnahme abgegeben. 

In seiner Entschließung vom 25. März 1971 hat der 
Rat Leitlinien für die zukünftige Beihilfenpolitik in 
der Landwirtschaft festgelegt, die seinem Beschluß 
von 1970 entsprechen. Sie sehen insbesondere im 
Rahmen eines Zeitplanes die Harmonisierung der 
Investitionsbeihilfen, die Abschaffung aller Beihil- 
fen, die sich auf die Produktionskosten auswirken, 
sowie die Bearbeitung gemeinsamer Kriterien für 
die Beurteilung der allgemeinen Beihilfensysteme 
vor. Daneben sind bestimmte nationale Übergangs- 
beihilfen zugelassen worden. 

Im übrigen hat sich gezeigt, daß in der Gemeinschaft 
die Anzahl der technischen Einfuhrbehinderungen 
stark angestiegen und nunmehr die Tätigkeit im 
Bereich des Wettbewerbs zu einem großen Teil dar- 
auf gerichtet ist, diese Behinderungen zu beseitigen. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft 

38 . Das in der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehene Mittelzu- 
weisungsverfahren ist fristgerecht am 1. Januar 1971 
in Kraft getreten. Die MO-Ausgaben werden von 
den Mitgliedstaaten nicht mehr aus ihren Haushal- 
ten vorfinanziert, sondern die Mittel werden ihnen 
von der Gemeinschaft von vornherein zur Verfü- 
gung gestellt. 

39 . Die Kommission hat nach Beteiligung des 
EAGFL-Ausschusses im Berichtszeitraum über fol- 
gende Zahlungsverpflichtungen entschieden: 

— zusätzliche Abschlagszahlung (15 °/o) der Abt. 
Garantie für die Verbuchungszeiträume 1967/68 
und 1968/69; 

— ergänzende Abschlagzahlung (75 °/o) der Abt. Ga- 
rantie für den Verbuchungszeitraum 2. Hj. 1969; 

— Abschlagzahlung (75 °/o) der Abteilung Garantie 
für den Verbuchungs Zeitraum 1. Hj. 1970; 

— Rückvergütung der den Organisationen von 
Obst- und Gemüseerzeugern in den Jahren 1967 


und 1968 in der BRD gewährten Beihilfen (Abt. 
Ausrichtung) ; 

— Beteiligung entsprechend der VO 541/70 zur Stüt- 
zung der luxemburgischen Landwirtschaft (Abt. 
Ausrichtung) ; 

— Zuschuß gemäß Artikel 2 der VO 349/68 zum 
Ausgleich der durch die afrikanische Schweine- 
pest verursachten Schäden in Italien (Abt. Aus- 
richtung) ; 

— Erstattung der bei den 1970 in den Mitglieds- 
ländern durchgeführten Erhebungen über den 
Schweinebestand entstandenen Kosten (Abt. Aus- 
richtung) ; 

— Zuschüsse zur VI. Tranche, 4. Abschnitt (1969) 
der Abt. Ausrichtung; 

— Zuschüsse zur VII. Tranche (1970) der Abt. Aus- 
richtung. 

Nach dem Stand der Kommissionsentscheidungen bis 
zum 31. März 1971 sind folgende Zahlungsverpflich- 
tungen aus den Verbuchungszeiträumen 1962/63 bis 
1970 entstanden: 

EAGFL 

Abt. Garantie 18 771,4 Millionen DM 

Abt. Ausrichtung 1 933,9 Millionen DM 

Sonderabteilungen 1 647,6 Millionen DM 

insgesamt 22 352,9 Millionen DM. 

Der deutsche Beitrag dazu beträgt 

6 630,8 Millionen DM (29,7 %>). 

Nach Abzug der Rückvergütungen von 

4 975,6 Millionen DM (22,3 °/o) 

verbleibt ein Saldo von 

1 665,2 Millionen DM. 

Dabei sind die aufgrund des Ministerratsbeschlusses 
vom 20. Januar 1970 von der BRD geleisteten Pau- 
schalzahlungen von 803,4 Millionen DM für noch 
nicht abgerechnete zurückliegende Zeiträume noch 
nicht enthalten. 

Bei Beurteilung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, 
daß lediglich die Verbuchungszeiträume 1962/63 bis 
1965/66 endgültig und die nachfolgenden Ver- 
buchungszeiträume bis zum 1. Hj. 1970 nur teilweise 
abgerechnet sind. Die Zahlen sind daher weder nach 
der Höhe noch für die Anteile Deutschlands reprä- 
sentativ. Außerdem muß berücksichtigt werden, daß 
das Fondsvolumen in den Anfangsjahren sehr viel 
geringer war als gegenwärtig, daß fast alle Zahlun- 
gen noch nach dem System der sog. Nettofinanzie- 
rung abgerechnet wurden und daß die Schuldner- 
salden der BRD vorübergehend durch Getreidepreis- 
Ausgleichszahlungen und durch die Auswirkungen 
der veränderten Währungsparitäten positiv beein- 
flußt wurden. 


VII. Energiepolitik 

Die gemeinschaftliche Energiepolitik 

40 . Die Beratungen der Gruppe „Energie" über die 
von der Kommission dem Rat übermittelten Vor- 
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schlage betreffend die Mitteilungspflicht bestimmter 
Einfuhr- und Investitionsvorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse konnten abgeschlossen wer- 
den. Es kann nunmehr mit einer baldigen Entschei- 
dung des Rates gerechnet werden. Mit diesen Ver- 
ordnungen, bei deren Beratung erhebliche Diver- 
genzen zwischen den Mitgliedsländern zu über- 
winden waren, hat dann die Gemeinschaft den 
ersten Schritt für eine gemeinsame Mineralölpolitik 
im Rahmen der von der Kommission vorgelegten 
„Ersten Orientierung für eine gemeinschaftliche 
Energiepolitik" getan. 

Im Dezember 1970 hat die Kommission als weiteren 
Schritt zur Konkretisierung der Rahme nvorschläge 
der „Ersten Orientierung für eine gemeinschaftliche 
Energiepolitik 11 dem Rat einen Vorschlag zur Har- 
monisierung der Heizölsteuern vorgelegt. 

Die Frage der Sicherheit der Energieversorgung der 
Gemeinschaft, die Wirtschaftslage auf dem Energie- 
markt und die weiteren Schritte zum Aufbau der 
gemeinschaftlichen Energiepolitik standen im Mit- 
telpunkt eines Treffens der für Energiefragen zu- 
ständigen leitenden Beamten der Mitgliedstaaten 
mit der Kommission im Oktober 1970. Die bei dieser 
Gelegenheit eingesetzte Arbeitsgruppe von Regie- 
rungssachverständigen für Erdöl traf wegen der in 
den vergangenen Monaten verhältnismäßig an- 
gespannten Lage auf dem Mineralölmarkt regel- 
mäßig zu Besprechungen zusammen. In diesem Zu- 
sammenhang wurde auch die Frage der Sicherheits- 
vorräte an Erdöl und Erdölerzeugnissen geprüft. 

Auf Vorschlag der Kommission beschloß der Mi- 
nisterrat eine Anschlußregelung für die ausgelau- 
fene Entscheidung Nr. 3/65 über das gemeinschaft- 
liche System von Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
zugunsten des Steinkohlenbergbaus. Die neue Ent- 
scheidung Nr. 3/71 sieht vor, daß dem Steinkohlen- 
bergbau bestimmte staatliche Beihilfen nach vor- 
heriger Genehmigung durch die Kommission ge- 
währt werden können. 


Der Kohlemarkt der Gemeinschaft 

41 . Der Kohlemarkt der Gemeinschaft war im 
Kalenderjahr 1970 durch eine hohe Gesamtnachfrage 
gekennzeichnet. Während der Bedarf an Steinkohle/ 
Stemkohlenibriketts befriedigt wurde, konnte die 
Nachfrage nach Steinkohlenkoks nicht immer voll 
gedeckt werden, so daß insbesondere im Hausbrand- 
sektor z. T. auf Ergänzungsbrennstoffe (vorwiegend 
Braunkohlen- und Steinkohlenbriketts) zurückge- 
griffen werden mußte. Seit dem Herbst 1970 hat sich 
jedoch durch den Verbrauchsrückgang bei der Stahl- 
industrie bzw. die Abschwächung der Hochkonjunk- 
tur auch der Koksmarkt wieder normalisiert. 

Die starke Gesamtnachfrage nach Kohle und Koks 
war im übrigen nicht voll verbraudisbedingt, es 
wurden vielmehr bei den Verbrauchern teilweise 
nicht unerhebliche Bestands auf Stockungen vorge- 
nommen. 

Die Steinkohlenförderung in der Gemeinschaft ist 
im Jahre 1970 gegenüber dem Vorjahr in allen 
Ländern rückläufig gewesen (von rd. 171 Millionen t 


in 1969 auf rd. 165 Millionen t in 1970). Der Förder- 
rückgang in der Bundesrepublik war jedoch mini- 
mal; er betrug 0,3 Millionen t (von 111,6 auf 
111,3 Millionen t). 

Neben der gesamten Förderung sind von den Pro- 
duzenten auch Mengen von der Halde abgesetzt 
worden. Im Bundesgebiet betrug der Haldenabbau 
bei Kohle im Jahre 1970 rd. 3,2 Millionen t. Seit der 
Jahreswende 1970/71 ist wieder eine leichte Be- 
standszunahme bei den Zechen zu verzeichnen. 

Die Kokserzeugung der Zechen- und Hütten- 
kokereien der Gemeinschaft erreichte im Jahre 1970 
annähernd 70 Millionen t (Vorjahr rd. 68,4 Mil- 
lionen t), sie wurde praktisch voll ab gesetzt. Erst- 
mals seit ca. drei Jahren begann im Dezember 1970 
eine laufende Aufhaidung von Koks. Die Halden- 
bestände erreichten Ende Dezember 1970 rd. 0,3 Mil- 
lionen t, Ende Januar 1971 rd. 0,7 Millionen t und 
Ende Februar 1971 rd. 1,0 Millionen t. Sie entfallen 
fast ausschließlich auf die Bundesrepublik, den 
größten Kokserzeuger der Gemeinschaft. Trotz der 
Entspannung auf dem Koksmarkt, dessen Entwick- 
lung im Jahre 1971 von der Lage in der Stahl- 
industrie abhängig sein wird, wird die Koks- 
erzeugung voll aufrechterhalten. 

Die anhaltende Nachfrage nach Kohle und Koks und 
der Rückgang des Gesamtangebots an Gemein- 
schaftskohle im Jahre 1970 haben zu einer noch- 
maligen Steigerung der Drittlandseinfuhren im 
EWG-Raum geführt (von rd. 24 Millionen t in 1969 
auf rd. 27 Millionen t in 1970), die vorwiegend auf 
die Mehreinfuhren der Bundesrepublik zurückzu- 
führen sind. So sind im Jahre 1970 in die Bundes- 
republik aus Drittländern 7,7 Millionen t Stein- 
kohle/Steiinkohlenbriketts (Vorjahr 5,3 Millionen t) 
und 0,4 Millionen t Steinkohlenkoks (Vorjahr 0,2 
Millionen t) eingeführt worden. Die Steigerung der 
Einfuhren in die Bundesrepublik war durch die im 
Jahre 1970 erfolgte zweimalige Aufstockung des 
zollfreien Kohlekontingents und die Liberalisierung 
der Kokseinfuhren möglich. 

Die Kohlenzollregelung der Bundesrepublik wird 
über das Jahr 1970 hinaus fortgesetzt. Die durch 
das „Gesetz über das Zollkontingent für feste 
Brennstoffe 1971 bis 197 6 11 geschaffene neue Rege- 
lung weicht — abgesehen von der längeren Lauf- 
zeit des Gesetzes — von der bisherigen Regelung 
insoweit ab, als das Grundkontingent von 6 Mil- 
lionen t auf 7 Millionen t erhöht, die Möglichkeit 
für die Festsetzung eines besonderen Kokskohle- 
Kontingents geschaffen und die Aufstockungsmög- 
lichkeit des Kontingents erweitert wurde. 

Der Austausch innerhalb der Gemeinschaft hat sich 
im Jahr 1970 bei Steinkohle/Steinkohlenbriketts 
(SK/SKB) verringert, bei Steinkohlenkoks (SKK) da- 
gegen ist er angestiegen. Die hier dominierenden 
Lieferungen der Bundesrepublik haben sich im Ver- 
gleich zum Vorjahr wie folgt entwickelt: 

(in Millionen t): 

1970 1969 ±70 X 69 


SK/SKB 14,6 15,9 - 1,3 

SKK 8,4 7,9 !+ 0,5 

zusammen . . . 23,0 23,8 — 0,8 
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Die Bezüge der Bundesrepublik aus den übrigen 
Gemeinschaftsländem betrugen bei SK/SKB 1,5 Mil- 
lionen t (Vorjahr 1,5 Millionen t) bei SKK 0,2 Mil- 
lionen t (Vorjahr 0,5 Millionen t). 

Die Preise für Steinkohle und Steinkohlenerzeug- 
niisse sind im Jahre 1970 erheblich in Bewegung 
geraten. Nachdem im 1. Halbjahr in allen Revieren 
der Gemeinschaft die Listenpreise stark angehoben 
wurden, sind jedoch im 2. Halbjahr — abgesehen 
von dem Wegfall von Rabatten für Hausbrand- 
lieferungen — keine Preiserhöhungen eingetreten. 
Für Einfuhrkohle ergab sich im Jahre 1970 ein ste- 
tiger Preisanstieg, der insgesamt gesehen höher 
als der Anstieg bei Gemeinschaftskohle war. Seit 
Anfang 1971 zeigt sich bei Einfuhrkohle, bedingt 
durch einen Frachtratenrückgang, eine Preisberuhi- 
gung bzw. sogar ein Preisrückgang. Diese Situation 
läßt jedoch z. Z. noch keine Schlüsse auf die weitere 
Entwicklung zu. 

Die sogenannte Kokskohlenbeihilfe, die im Jahre 
1970 gemäß der Entscheidung der Kommission 
Nr. 70/1 in Form einer Förder- und Absatzbeihilfe 
gezahlt wurde, wird im Jahre 1971 nur in Form der 
Absiatzb eihilf e, die die Kokskohlenlieferungen in 
revierferne Gebiete begünstigt, gewährt werden 
können, sofern Mittel aus Rückflüssen der Gemein- 
schaft vorhanden sind und diese nicht für die Ab- 
wicklung des Beihilfeprogramms 1970 benötigt 
werden. 


VIII. Verkehrspolitik 

42 . Der Rat faßte am 7. Dezember 1970 im Bereich 
der Verkehrspolitik eine Entschließung, die sich an 
die Eisenbahnunternehmen der sechs Mitgliedstaa- 
ten wendet. Die Eisenbahnen innerhalb der Gemein- 
schaft werden darin aufgefordert, unter Wahrung 
ihrer kaufmännischen Selbständigkeit eine engere 
Zusammenarbeit auf tariflichem, betrieblichem und 
technischem Gebiet anzustreben. Der deutsche Ver- 
kehrsminister appellierte in diesem Zusammenhang 
als Präsident des Rates an die Mitgliedstaaten, durch 
die Förderung des Zusammenschlusses der nationa- 
len Eisenbahnen, Fluggesellschaften und Postverwal- 
tungen auf europäischer Ebene dem Gemeinschafts- 
gedanken neue Impulse zu verleihen. 

Erstmals auf der Tagesordnung des Rates waren 
Verordnungsentwürfe zur Regelung des Linienver- 
kehrs und des Pendelverkehrs mit Kraftomnibussen 
zwischen den Ländern der Gemeinschaft. Die Bera- 
tungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Zur Ergänzung der Verordnung über die Buchfüh- 
rung für die Verkehrswege vom 4. Juni 1970 erließ 
die Kommission nach Beratung mit den Mitglied- 
staaten zwei Durchführungsverordnungen (Nr. 2598/ 
70 und 281/71 EWG). 

Auf dem Gebiet der Durchführung der EWG-Sozial- 
vorschriften konnte Übereinstimmung zwischen Rat 
und Kommission herbeigeführt werden, daß für ge- 
wisse Bereiche des Nahverkehrs Erleichterungen be- 
züglich der Kontrollverfahren vorgesehen werden 
sollen. Gedacht ist dabei insbesondere auch daran, 


daß die Aufzeichnungen der bisher national einge- 
führten mechanischen Kontrollgeräte an die Stelle 
der Eintragungen im Fahrtenbuch treten können. 

Auf Grund einer Ratsentscheidung vom 27. Januar 
1970 haben die Kommission und die Regierungssach- 
verständigen vereinbart, die Untersuchung der all- 
gemeinen theoretischen und praktischen Aspekte 
des Problems der Abgeltung der Benutzung des Stra- 
ßennetzes in Stadtgebieten unter sich aufzuteilen. 
Die deutsche Seite wird eine Studie über die Kosten 
des Straßenverkehrs einer deutschen Großstadt er- 
stellen und Grundsätze für die Berechnung der auf 
den Kraftverkehr zurückzuführenden Umweltschä- 
den ausarbeiten. 


IX. Forschung und Technologie 
Euratom 

43 . Am 16./ 17. Dezember 1970 haben Rat und Kom- 
mission die erforderlichen Beschlüsse gefaßt, um die 
schon auf der Ratstagung vom 6. Dezember 1969 auf 
deutsche Initiative grundsätzlich vereinbarte Um- 
strukturierung der Gemeinsamen Forschungsstelle 
zu verwirklichen. 

Wichtigster Teil der Beschlüsse ist die Selbstbe- 
schränkung beider Organe, die der Gemeinsamen 
Forschungsstelle eine sehr weitgehende Verwal- 
tungsautonomie gibt und ihr sowohl für die Aus- 
arbeitung wie auch die Durchführung künftiger For- 
schungsprogramme neue Befugnisse zuweist. 

Die Gemeinsame Forschungsstelle erhält durch diese 
Beschlüsse drei Organe: den von der Kommission 
ernannten Generaldirektor, den Allgemeinen Beirat, 
für den jeder Mitgliedstaat je einen Vertreter aus 
dem Staatsdienst, aus der Wissenschaft und aus der 
Wirtschaft benennt, sowie den Wissenschaftlichen 
Rat, der sich aus den Leitern der Hauptabteilungen 
und Projekte sowie zu einem Drittel aus gewählten 
Vertretern des wissenschaftlichen und technischen 
Personals zusammensetzt. 

Zum neuen Generaldirektor der Gemeinsamen For- 
schungsstelle wurde am 15. Februar 1971 der bis- 
herige Leiter des Zentrums Ispra, der Italiener Pietro 
Caprioglio ernannt. 

Mit der Konstituierung des Allgemeinen Beirats und 
des Wissenschaftsrates ist demnächst zu rechnen. 

Die Arbeiten zur Erstellung der Entwürfe für künf- 
tige Mehrjahresprogramme für die nunmehr (nach 
den Leitlinien der Kommission) der Generaldirek- 
tor der Gemeinsamen Forschungsstelle zuständig ist, 
sind angelaufen. * 

44 . Am 25./26. Januar 1971 hat der Rat das For- 
schungs- und Ausbildungsprogramm und den zuge- 
hörigen Forschungs- und Investitionshaushaltsplan 
1971 endgültig verabschiedet. Programm und Haus- 
halt sind noch Ubergangsmaßnahmen, die im wesent- 
lichen nur die Erhaltung der Kapazitäten der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle bis zum Inkrafttreten 
neuer Mehrjahresprogramme sicherstellen sollen. 
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45 . Ebenfalls am 25. Januar hat der Rat die zweite 
Verlängerung des Abkommens zwischen der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft und dem Vereinigten 
Königreich von Großbritannien und Nordirland über 
die Zusammenarbeit bei der friedlichen Verwendung 
der Atomenergie genehmigt. Mit Rücksicht auf die 
Beitrittsverhandlungen zwischen Großbritannien und 
den Europäischen Gemeinschaften wurde die Ver- 
längerung des Abkommens wiederum auf ein Jahr 
(bis zum 3. Februar 1972) beschränkt. 


Wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 

46 . Um die Zusammenarbeit der Staaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet der Wis- 
senschaft und Technologie zu stärken, hat die Bun- 
desregierung den anderen Mitgliedstaaten in einem 
Memorandum 'vom 18. November 1970 regelmäßige 
Konsultationen in diesem Bereich vorgeschlagen. 
Solche Konsultationen sollten vor Beginn- jeder 
neuen internationalen technologischen Zusammen- 
arbeit und vor allen Verhandlungen in internatio- 
nalen Organisationen oder Gremien, bei denen 
grundsätzliche Fragen der Wissenschaftspolitik be- 
rührt sind, stattfinden. Ihr Ziel ist es, von der gegen- 
seitigen Information zu einer Diskussion über die 
gemeinsamen Zielsetzungen und sobald als möglich 
zu einer verbindlichen Abstimmung der nationalen 
Standpunkte zu kommen, über diesen Vorschlag der 
Bundesregierung wird zur Zeit in den Gremien des 
Rates diskutiert. 

47 . Außerdem hat die Bundesregierung, einen bel- 
gischen Vorschlag unterstützend, darauf gedrungen, 
daß im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
ein Gesamtüberblick über die Probleme der euro- 
päischen wissenschaftlichen und technischen Zusam- 
menarbeit erstellt wird. In diese Arbeiten, mit denen 
eine ad-hoc-Gruppe des Rats beauftragt wurde, ist 
insbesondere auch die Prüfung der von der Kom- 
mission im November 1970 vorgelegten Aufzeich- 
nung „betreffend ein globales gemeinschaftliches 
Vorgehen auf dem Gebiet der Forschung und der 
wissenschaftlichen und technologischen Entwicklung" 
einbezogen. Die Gruppe beabsichtigt, aufgrund einer 
Bestandsaufnahme und einer kritischen Analyse der 
gegenwärtigen Situation allgemeine und spezielle 
Ziele künftiger wissenschaftspolitischer und techno- 
logischer Zusammenarbeit zu definieren. 

48 . Die EG- Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen Forschung" 
(Aigrain-Gruppe) hat entsprechend ihrem Auftrag, 
neue Forschungsgebiete für eine europäische Zu- 
sammenarbeit vorzuschlagen, zunächst eingehende 
Untersuchungen auf den Gebieten Siedlungsstruktu- 
ren, neue Baustoffe und Bautechniken sowie Medi- 
zin vorgesehen. Diese Untersuchungen sollen in 
einem systematischen Verfahren die Möglichkeiten 
einer europäischen Forschungs- und Entwicklungs- 
zusammenarbeit auf den genannten Gebieten auf- 
zeigen. Außerdem hat die Gruppe mit der Ausarbei- 
tung von Verfahren zur besseren Abstimmung der 


nationalen und internationalen Forschungs- und Ent- 
wicklungsaktivitäten der Mitgliedstaaten begonnen 
und insbesondere eine regelmäßige Gegenüberstel- 
lung der nationalen Forschungs- und Entwicklungs- 
programme und Großprojekte in Aussicht genom- 
men. 

49 . Die Verhandlungen zwischen den Staaten der 
Gemeinschaft und einer größeren Zahl europäischer 
Drittländer über die Möglichkeiten einer wissen- 
schaftlichen und technischen Zusammenarbeit auf 
den sieben Gebieten Informatik, Fernmeldewesen, 
neue Verkehrsmittel, Metallurgie, Umweltschutz, 
Ozeanographie und Meteorologie sind im Herbst 
1970 in ihre zweite Phase getreten, in der aufgrund 
der Vorschläge der Gemeinschaft konkrete Pro- 
gramme und Projekte für eine europäische Zusam- 
menarbeit definiert werden sollen. Zur Koordinie- 
rung dieser umfangreichen Arbeiten, die in einer 
Vielzahl von Sachverständigengruppen stattfinden, 
wurde ein Ausschuß hoher Beamter eingesetzt, dem 
Vertreter aller beteiligten Staaten angehören. Damit 
wurde vor allem dem deutschen Anliegen entspro- 
chen, die notwendige Kohärenz der angestrebten 
europäischen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
sicherzustellen. 

Im Februar 1971 haben die Staaten der Gemeinschaft 
dem Wunsch Finnlands, Griechenlands und Jugo- 
slawiens zugestimmt, neben den bisher beteiligten 
Drittländern Großbritanniens, Dänemark, Irland, 
Norwegen, Schweden, Schweiz, Österreich, Spanien 
und Portugal ebenfalls an diesen Verhandlungen 
teilzunehmen. Die türkische Regierung beabsichtigt, 
sich in einem späteren Stadium der Arbeiten an den 
sie interessierenden Vorhaben zu beteiligen und 
wird laufend über den Stand der Beratungen unter- 
richtet. 

Um trotz des großen und wenig homogenen Kreises 
der beteiligten Staaten und der Vielzahl der unter- 
suchten Programme und Projekte nunmehr bald zu 
konkreten Ergebnissen zu gelangen, ist die Bundes- 
regierung mit Nachdruck bestrebt, eine Konzentra- 
tion der Vorbereitungen auf besonders aussichts- 
reiche Projekte herbeizuführen. Uber die Durchfüh- 
rung der geplanten gemeinsamen Vorhaben soll auf 
einer Konferenz der für Technologiefragen zustän- 
digen Minister aller beteiligten Staaten beraten 
werden. 


EGKS 

50 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von fünf 
konkreten Kohleforschungsprojekten abgeschlossen. 
Der Rat hat dem Antrag der Kommission zuge- 
stimmt, für diese Vorhaben insgesamt etwa 3,4 Mil- 
lionen RE auf der Grundlage des Artikels 55 § 2 
Buchstabe c EGKSV bereitzustellen. 

Ferner hat der Rat dem Antrag der Kommission zu- 
gestimmt, für 5 konkrete Stahlforschungsprojekte 
insgesamt rd. 2,3 Millionen RE mit der Grundlage 
des Artikels 55 § 2 Buchstabe c EGKSV bereitzustel- 
len. 
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X. Sozialpolitik 


51 . Die Beschlüsse der Ratstagung vom 26. No- 
vember 1970, deren Zustandekommen durch deut- 
sche Initiativen wirkungsvoll gefördert worden ist, 
brachten die Arbeiten des vorangegangenen Be- 
richtszeitraums zu einem erfolgreichen Abschluß 
und bilden ihrerseits wieder die Grundlage für wei- 
tere Bemühungen auf dem Weg zu einer fruchtbaren 
Zusammenarbeit auf sozialpolitischem Gebiet. 


Reform des Europäischen Sozialfonds 

52 . Der Rat hat den in Artikel 126 EWGV vorge- 
sehenen Beschluß über die Reform des Europäischen 
Sozialfonds gefaßt, der am 1. Februar 1971 formell 
in den Sprachen der Gemeinschaft verabschiedet 
wurde. 

Danach werden 

— die bisherigen Zuschüsse abgeschafft, 

— dem Fonds neue Aufgaben zugewiesen. 

Der neue Fonds soll dazu beitragen, gemeinschaft- 
liche Anstrengungen, wie sie u. a. im Rahmen der 
Strukturpolitik unternommen werden, im beschäfti- 
gungspolitischen Bereich mit geeigneten Maßnah- 
men zu flankieren und damit sozial abzusichern. Er 
soll vor allem Anforderungen genügen, die die in 
schnellem Wandel begriffene Wirtschaft an die 
Arbeitskräfte stellt. 

Auf Grund des Beschlusses bereitet die Kommission 
nunmehr vor 

— den Entwurf eines Verordnungsvorschlags zur 
Durchführung des Ratsbeschlusses vom 1. Fe- 
bruar 1971 über die Reform des Europäischen 
Sozialfonds, 

— den Entwurf eines Beschlußvorschlags über die 
Anwendung der Artikel 123 bis einschließlich 
127 des Vertrages auf die französischen übersee- 
ischen Departements, 

* — den Entwurf der neuen Satzung des Ausschusses 
des Europäischen Sozialfonds. 


Ständiger Ausschuß für Beschäftigungsfragen 


53 . Mit seinem Beschluß zur Einsetzung des Stän- 
digen Ausschusses für Beschäftigungsfragen — for- 
mell am 14. Dezember 1970 verabschiedet — hat der 
Rat ein Gremium geschaffen, das die Aufgabe hat, 
unter Einhaltung der Verträge und der Zuständig- 
keiten der Institutionen und Organe der Gemein- 
schaften ständig den Dialog, die Konzertierung und 
die Konsultation zwischen dem Rat — oder, je nach 
Fall, den Vertretern der Regierungen der Mitglied- 
staaten — , der Kommission und den Sozialpartnern 
sicherzustellen, um die Koordinierung der Beschäfti- 
gungspolitik der Mitgliedstaaten unter Abstimmung 
auf die Zielsetzungen der Gemeinschaft zu erleich- 
tern. Der Ausschuß wird von einem Vertreter des 


Mitgliedstaates geleitet, der im Rat den Vorsitz inne 
hat. An seiner Arbeit nehmen teil 

— der Rat oder — je nach Fall — die Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten, 

— die Kommission, 

— Arbeitgeberorganisationen und 

— Arbeitnehmerorganisationen. 

Mit diesem Beschluß wurde eine neue Form der 
Kooperation eingeführt, die — ohne Kompetenzen 
bereits bestehender gemeinschaftlicher Institutionen 
zu trangieren — die Chance hat, anstehende be- 
schäftigungspolitische Probleme auf Gemeinschafts- 
ebene unter Berücksichtigung der Interessen aller 
Beteiligten einer Lösung entgegenzuführen. Die po- 
litisch bedeutsame Frage einer ausgewogenen Ver- 
tretung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani- 
sationen konnte durch Einigung auf die von Deutsch- 
land vorgeschlagene Formel gelöst werden. 


Es entsenden 

— die Arbeitgeberorganisationen 

Verbindungsausschuß der Arbeit- 
geber 11 Vertreter 

Union der Industrien der Euro- 
päischen Gemeinschaft (UNICE), 

Ausschuß der Handelsorgani- 
sationen der EWG (COCCEE), 

Union des Handwerks der EWG 
(UACEE), 

Europäisches Komitee der Ver- 
sicherungswirtschaft (CEA), 

Ausschuß der berufsständischen 


landwirtschaftlichen Organisa- 
tionen der EWG (COPA) 4 Vertreter 

Europäische Zentrale der Öffent- 
lichen Wirtschaft (CEEP) 3 Vertreter 


— die Arbeitnehmerorganisationen 
Europäischer Bund der freien 


Gewerkschaften (CESL) 9 Vertreter 

Europäische Organisation des 
Weltverbandes der Arbeitneh- 
mer (OE-CMT) 4 Vertreter 

Ständiger Ausschuß der Con- 


federation Generale du Travail 
(Frankreich) 

und der Confederazione Gene- 
rale Italiana del Lavoro 


(Italien) (CGT-CGIL) 2 Vertreter 

Internationale Vereinigung der 

leitenden Angestellten (CIC) . . 1 Vertreter 

Confederation francaise des 
travaileurs chretiens (CFTC) ... 1 Vertreter 

Deutsche Angestellten-Gewerk- 
schaft (DAG) 1 Vertreter 


Der Ausschuß ist am 18. März 1971 zu seiner kon- 
stituierenden Sitzung zusammengetreten. 
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Europäisches Sozialbudget 

54 . Ausgehend von den deutschen Vorschlägen zur 

Schaffung eines Europäischen Sozialbudgets hat der 

Rat die Kommission gebeten, 

— eine vergleichende Übersicht über die Mittel 
aufzustellen, die in den Mitgliedstaaten ange- 
wandt werden, um die finanziellen Leistungen 
und die Ausgaben im Bereich der Sozialpolitik 
quantitativ festzulegen und zu veranschlagen, 

— dem Rat auf der Grundlage dieser vergleichen- 
den Studie die gemeinsamen Punkte und die be- 
stehenden Lücken mitzuteilen, 

— dem Rat ein Arbeitsprogramm vorzulegen, in 
dem die in verschiedenen Phasen durchzuführen- 
den technischen Arbeiten aufgeführt sind, um es 
der Kommission zu ermöglichen, jedes Jahr zu- 
sammen mit den Regierungssachverständigen 
der Mitgliedstaaten ein europäisches Sozial- 
budget vorzubereiten. Die Arbeiten sollen auf 
der Grundlage der von der Kommission schon 
bisher ausgearbeiteten Sozialkonten durchge- 
führt werden, wobei die zusammengestellten An- 
gaben sich künftig nicht nur auf die Vergangen- 
heit beziehen, sondern auch Vorausschätzungen 
für die nächsten Jahre enthalten sollen. Die Kom- 
mission hat die anstehenden Fragen unter Zu- 
grundelegung ihrer bisherigen Arbeiten am 
8. März 1971 erstmalig mit Regierungssachver- 
ständigen besprochen. 


System soziale Sicherheit 

55 . Den deutschen Vorschlag auf greifend, gemein- 
same Ziele für die soziale Sicherung zu entwickeln, 
hat der Rat die Kommission gebeten, ein Dokument 
zu erstellen, in dem die Personengruppen angeführt 
werden, die in den einzelnen Mitgliedstaaten für 
die verschiedenen Gefahrenfälle von der sozialen 
Sicherheit erfaßt werden. Diese Studie soll dem Rat 
ermöglichen, Konsequenzen für ein politisches Vor- 
gehen der Gemeinschaft zur sozialen Harmonisie- 
rung in diesem Bereich zu ziehen. 


Berufsausbildung 

58 . Im Berichtszeitraum hat eine ausführliche Dis- 
kussion über die künftigen Arbeiten auf dem Gebiet 
der Berufsbildung innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaften stattgefunden. Ausgehend von Über- 
legungen der Kommission und Vorschlägen der fran- 
zösischen Regierung vom November 1970 hat die 
Bundesregierung im Februar 1971 ihre Vorstellun- 
gen über Schwerpunkte der künftigen Arbeit auf 
dem Gebiet der Berufsbildung in den Europäischen 
Gemeinschaften vorgelegt. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

57 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
für von Stillegungs- und Betriebseinschränkungs- 
maßnahmen betroffene Arbeitnehmer bei der Kom- 
mission 3 Anträge auf Gewährung von Anpassungs- 
hilfen zugunsten von 490 Arbeitnehmern gemäß 
Artikel 56 § 2 Buchstabe b EGKSV gestellt. Der ge- 
schätzte Betrag der benötigten Beihilfemittel be- 
läuft sich auf rd. 0,9 Millionen DM. Kommission und 
Bundesregierung beteiligen sich je zur Hälfte an 
den erforderlichen Auf Wendungen. 

Die Kommission hat im Berichtszeitraum einen An- 
trag mit einer Beihilfesumme von 4,1 Millionen DM 
für 1479 betroffene Arbeitnehmer genehmigt; die 
Beihilfesumme wird je zur Hälfte von der Kommis- 
sion und der Bundesregierung getragen. 

Hinsichtlich der Notwendigkeit und des Umfangs 
der Förderung der industriellen Umstellung durch 
finanzielle Maßnahmen der Kommission (zins- 
günstige Kredite) bestehen Meinungsverschieden- 
heiten mit den zuständigen Dienststellen der Kom- 
mission. Diese haben dazu geführt, daß die Kom- 
mission während des Berichtszeitraums zwei An- 
träge auf Gewährung von Umstellungsdarlehen ge- 
mäß Artikel 56 § 2 Buchstabe a EGKSV mit einer 
Kreditsumme von insgesamt 3,0 Millionen DM ab- 
gelehnt hat. Im gleichen Zeitraum hat die Bundes- 
regierung neun neue Anträge mit einem Kredit- 
volumen von 74,5 Millionen DM der Kommission 
zur Genehmigung vorgelegt. Unter Einbeziehung 
dieser neun Anträge steht die Entscheidung der 
Kommission noch in 19 Fällen aus, die ein Kredit- 
volumen von zusammen 191,6 Millionen DM reprä- 
sentieren. 

Die Bundeisregierung wird ihr möglichstes tun, die 
Kommission zu einer angemessenen Beteiligung der 
Gemeinschaft an der notwendigen Strukturverbesse- 
rung der deutschen Bergbaugebiete zu bewegen. 

58 . Seit der letzten Berichterstattung genehmigte 
die Kommission die Bereitstellung von EGKS- 
Mitteln für den Bau von 741 Montan- Arbeiter- 
wohnungen. Die Bundesrepublik ist mit 406 Woh- 
nungen, für die 2 112 500 DM bewilligt wurden, 
beteiligt. 

Die Kommission hat ferner ein 7. Arbeiterwoh- 
nungsbauprogramm in Vorbereitung, das z. Z. mit 
den Regierungen der Mitgliedsländer abgestimmt 
wird und einschließlich eines in Angriff genomme- 
nen Versuchsprogramms sich auf insgesamt 10 Mil- 
lionen RE beläuft. 

Das Versuchsprogramm über die „Modernisierung 
der vorhandenen Wohnungen", das in jedem Mit- 
gliedstaat auf einige hundert vorhandene Woh- 
nungen Anwendung findet, soll die Erforschung und 
Untersuchung technischer Verfahren begünstigen 
und damit eine stärkere Mechanisierung der Moder- 
nisierungen und deren raschere und billigere Durch- 
führung ermöglichen. 
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XI. Der Gemeinsame Markt 

Umformung staatlicher Handelsmonopole 

59 . Mit dem 1. Januar 1971 in Kraft getretenen 
Gesetz über die Erhebung einer besonderen Aus- 
gleichsabgabe auf eingeführten Branntwein hat die 
Bundesregierung der Empfehlung der Kommission 
vom 22. Dezember 1969 zur Umformung des deut- 
schen Branntweinmonopols Rechnung getragen. Seit 
Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die mengen- 
mäßigen Beschränkungen der Einfuhr von Trink- 
branntwein aus den Mitgliedstaaten aufgehoben. 


Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungsverkehr 

60 . Während der deutschen Präsidentschaft sind 
die Arbeiten zur Verwirklichung des Nieder- 
lassungsrechts und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs wesentlich intensiviert worden. 

Der Rat hat in der Zwischenzeit die Richtlinien- 
vorschläge Filmproduktion, Kohlengroßhandel (ein- 
schließlich Übergangsmaßnahmen) sowie landwirt- 
schaftliche Dienste und Dienste des Gartenbaus 
(Niederlassungsrecht) verabschiedet. Es wurden 
11 Richtlinien neu beraten. 

61 . Bei den Richtlinienvorschlägen Öffentliche Bau- 
aufträge ist eine Einigung über das letzte noch 
offene Problem der Konzession erfolgt, so daß mit 
der baldigen Verabschiedung zu rechnen ist. Er- 
hebliche Fortschritte wurden auch bei den Beratun- 
gen der Richtlinienvorschläge Direktversicherung 
erzielt, die ebenfalls im ersten Halbjahr 1971 ab- 
geschlossen sein dürften. Einigung wurde ins- 
besondere über die an Versicherungsunternehmen 
zu stellenden finanziellen Anforderungen erzielt. 

62 . Die Arbeiten an den übrigen Richtlinienvor- 
schlägen, insbesondere Architekten und pharma- 
zeutische Berufe, wurden fortgeführt. In beiden 
Bereichen zeichnen sich nach langwierigen Verhand- 
lungen Lösungen hinsichtlich der Mindestbedingun- 
gen für die Ausbildung ab. Dabei konnte hinsicht- 
lich der Architekten-Richtlinien erreicht werden, daß 
die deutschen Fachhochschulen in die gegenseitige 
Anerkennung einbezogen werden. 

63 . Die Richtlinienvorschläge Ärzte, Vertrieb von 
Giftstoffen und verschiedene Tätigkeiten wurden 


erstmals in der Gruppe Wirtschaftsfragen beraten. 
Auch hier wurden Fortschritte erzielt. 

64 . Die Arbeitsgruppe „Gesellschafts recht" bei der 
Kommission hat die Arbeiten für einen Richtlinien- 
entwurf zur Koordinierung des Inhalts der Bilanzen 
und Gewinn- und Verlustrechnungen der Kapital- 
gesellschaften sowie die Beratungen über die Ko- 
ordinierung der aktienrechtlichen Schutzbestimmun- 
gen auf dem Gebiet der Verfassung der Aktien- 
gesellschaften abgeschlossen. Sie hat die Beratun- 
gen über die Koordinierung der Schutzbestimmun- 
gen über die Ausgabe von Wertpapieren durch 
Aktiengesellschaften begonnen. Die Vorschläge der 
Kommission für eine zweite gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie über die Aufbringung und Erhaltung des 
Grundkapitals und für eine dritte gesellschaftsrecht- 
liche Richtlinie über die nationale Fusion von 
Aktiengesellschaften werden zur Zeit in den zu- 
ständigen Ausschüssen des Bundestags und Bundes- 
rats erörtert. 


Stahlmarkt 

65 . Die lebhafte Nachfrage nach Eisen- und Stahl- 
erzeugnissen in der Gemeinschaft, die schon in der 
1. Jahreshälfte gegenüber dem Vorjahr zurück- 
gegangen war, hat im 2. Halbjahr weiter nach- 
gelassen i hier waren im Monatsdurchschnitt die 
Auftragseingänge (in Tonnen) um etwa 13 v. H. 
niedriger als im Zeitraum davor. Die Ursachen für 
diese Entwicklung beruhten jedoch nicht auf einer 
übermäßigen Abschwächung des Stahl Verbrauchs; 
vielmehr lagen sie vor allem darin, daß die Ab- 
nehmer nach übemormaler Lageraufstockung mit 
Entspannung des Stahlmarktes zu einem Abbau 
dieser Lager übergingen. 

Die Rohstahlproduktion der Gemeinschaft hat sich 
dieser Entwicklung angepaßt. Sie war in der 2. Jah- 
reshälfte um 4 Millionen t (— 7 v. H.) geringer als 
im 1. Halbjahr. Die gesamte Rohstahlerzeugung der 
Gemeinschaft lag mit 109,2 Millionen t noch 1,7 v. H. 
höher als 1969 (107,3 Millionen t). Damit hat der 
Produktionszuwachs gegenüber 1969 (9 v. H.) be- 
trächtlich abgenommen. Der Anteil der Gemeinschaft 
an der Weltrohstahlproduktion hat sich kaum ver- 
ändert ( — 0,2 v. H.). 

Entsprechend der in den Mitgliedstaaten nicht ein- 
heitlichen Stahlmarktlage entwickelte sich die Roh- 
stahlproduktion der einzelnen Länder unterschied- 
lich (in Millionen t) : 



BRD 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Luxem- 

burg 

ins- 

gesamt 

1969 

45,3 

22,5 

16,4 

4,7 

12,8 

5,5 

107,3 

1970 

45,0 

23,8 

17,3 

5,0 

12,6 

5,5 

109,2 

Veränderung (in %) 

X0,6 

+ 5,6 

+5,1 

+ 6,7 

XI, 8 

±0 

+ 1,7 
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Als Folge dieser Entwicklung sind vor allem in Bel- 
gien für Stab- und Profilstahl und in der Bundes- 
republik für Betonstahl Preissenkungen festzustel- 
len gewesen. Gegen Jahresende wurden in der Bun- 
desrepublik und Belgien mit der Begründung von 
Kostensteigerungen Preiserhöhungen vorgenommen. 
In anderen Mitgliedstaaten erfolgten Preiserhöhun- 
gen im Laufe des 1. Quartals 1971. 

Der Binnenaustausch der Gemeinschaft hat sich ge- 
genüber dem Vorjahr nicht wesentlich geändert. Im 
Verkehr mit dritten Ländern nehmen die Walz- 
stahleinfuhren mit 6,6 Millionen t weiter zu (1969: 
4,9 Millionen t), die Ausfuhren gingen auf 13,2 Mil- 
lionen t (1969: 14,1 Millionen t) zurück. 

Die Produktionskapazitäten der Gemeinschaft haben 
sich 1970 um 5,4 v. H. auf 127,5 Millionen t Rohstahl 
erhöht. 


XII. Rechtsangleichung 
Technische Handelshemmnisse 

66. In Durchführung des „Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
renverkehr, die sich aus Unterschieden in den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten ergeben" vom 28. Mai 1969 hat der Rat eine 
Richtlinie über die Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten für Rückspiegel an Kraftfahrzeugen verabschie- 
det. Die Beratungen weiterer Richtlinienvorschläge 
der Kommission wurde in den Arbeitsgruppen des 
Rates und der Kommission fortgesetzt. 


Lebensmittelrecht 

67 . Die Arbeiten an den Richtlinienvorschlägen der 
Kommission für die einzelnen Lebensmittel sind 
fortgesetzt worden. Hervorzuheben ist, daß die Be- 
ratungen über die Angleichung der allgemeinen Be- 
stimmungen der Lebensmittelkennzeichnung wieder 
aufgenommen wurden. Auf dem Gebiet des Wein- 
rechts wurde insbesondere über Regelungen zur An- 
gleichung des Rechts im Verkehr mit Qualitäts- 
schaumwein bestimmter Anbaugebiete beraten. 

Von Bedeutung sind ferner die verstärkten Bemü- 
hungen der Mitgliedstaaten, ihre Haltung gegenüber 
den Arbeiten der Joint FAO/WHO Codex- Alimen- 
tarius Kommission zu koordinieren. 


Veterinärrecht 

68. Der Rat hat am 15. Februar 1971 die Richtlinie 
zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim Handels- 
verkehr mit frischem Geflügelfleisch verabschiedet. 
Die übrigen Arbeiten zur Angleichung des Veteri- 
närrechts, insbesondere auf dem Gebiet gesundheit- 
licher und hygienischer Fragen bei der Herstellung 
und dem Inverkehrbringen von wärmebehandelter 
Milch, wurden fortgesetzt. 


Arzneimittelrecht 

69 . Die Beratungen über die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften dem Rat vorgeleg- 
ten Entwürfe einer Zweiten pharmazeutischen Richt- 
linie und einer Richtlinie über die analytischen, 
pharmakologisch-toxischen und klinischen Vor- 
schläge wurden in den Arbeitsgruppen des Rates 
mit dem Ziel fortgesetzt, in absehbarer Zeit den 
freien Warenverkehr mit Arzneimitteln in der Ge- 
meinschaft zu verwirklichen. 


Zollrecht 

70 . Die laufenden Arbeiten an der weiteren Har- 
monisierung des Zollrechts der Mitgliedstaaten dien- 
ten im wesentlichen der Ausarbeitung von Durch- 
führungsvorschriften zu den vom Rat erlassenen 
Verordnungen und Richtlinien, und zwar auf den 
Gebieten Warenursprung, Zollwert, Zollgutversand, 
Zollagerung und Zollveredelungsverkehr. Insbeson- 
dere zur einheitlichen Durchführung der Gemein- 
schaftsregelung über den Zollwert (VO — EWG Nr. 
803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 Nr. L 148) hat 
die Kommission weitere Verordnungen erlassen, 
von denen die VO — EWG Nr. 1570/70 über die 
erstmalige Einrichtung eines Systems von Mittel- 
werten besonders hervorzuheben ist. Diese Rege- 
lung gewährleistet eine einfache und schnelle Fest- 
setzung von einheitlichen Zollwerten für Zitrus- 
früchte innerhalb der Gemeinschaft. 


Internationale Übereinkommen 

71 . Die Zustimmungsgeisetze zu dem 

— am 29. Februar 1968 gezeichneten Übereinkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen (EWG- 
Anerkennungsübereinkommen) und zu dem 

— am 27. September 1968 gezeichneten Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (EWG- Vollstreckungs- 
übereinkommen) 

sind den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet 
worden. Mit ihrer Verabschiedung ist im Laufe des 
Jahres 1971 zu rechnen. Das Zustimmungsgesetz zu 
dem EWG-Vollstreckungsübereinkommen hat be- 
reits den Bundesrat im ersten Durchgang durchlau- 
fen (BR-Sitzung am 19. Februar 1971). Für diese 
internationalen Übereinkommen ist eine einheitliche 
Auslegung durch den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften vorgesehen. Eine Arbeitsgruppe 
beim Rat hat die Entwürfe zweier Protokolle zur 
Übertragung von Auslegungszuständigkeiten auf 
den Gerichtshof fertiggestellt. 

72 . Im Rahmen der von der BRD nachdrücklich ge- 
förderten Arbeiten am europäischen Patentrecht 
wurden die noch fehlenden Bestimmungen des Vor- 
entwurfs eines Übereinkommens über ein europä- 
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isches Patenterteilungsverfahren sowie eine Ausfüh- 
rungs- und eine Gebührenordnung von insgesamt 
sechs Arbeitsgruppen ausgearbeitet. Sie werden im 
April 1971 von der 1969 gebildeten Regierungskon- 
ferenz, die sich aus Vertretern der 17 an den Arbei- 
ten teilnehmenden Staaten zusammensetzt, behan- 
delt werden. Die Regierungskonferenz wird sich fer- 
ner mit weiteren Vorschlägen zur Verbesserung des 
Vorentwurfs sowie mit den Stellungnahmen der 
nichtstaatlichen internationalen Organisationen zu 
dem Vorentwurf befassen und über einen Antrag 
Jugoslawiens, an den Arbeiten beteiligt zu werden, 
beschließen. 

Zur Vorbereitung einer für Juni 1971 vorgesehenen 
Sitzung der Sachverständigengruppe „Gemein- 
schaftspatent" wurden von einzelnen Delegationen 
ergänzende Bestimmungen für den Vorentwurf eines 
Übereinkommens über das europäische Patent für 
den Gemeinsamen Markt ausgearbeitet. 

73 . Die Arbeitsgruppe nach Artikel 220 Abs. 3 
EWG-V hat ihre Beratungen über ein Übereinkom- 
men über die internationale Fusion von Aktienge- 
sellschaften fortgesetzt. Es ist damit zu rechnen, daß 
die Gruppe ihre Arbeiten Ende 1971 abschließen 
wird. 


C. Außenbeziehungen und Erweiterung 


XIII. Außenwirtschaftspolitik 
Zollpolitik 

74 . Der Welthandelsrat hat in einer Sonders itzung 
am 13. Oktober 1970 den abschließenden Bericht des 
WHK-Sonderausschusses Zollpräferenzen über seine 
Arbeiten zur Einführung eines allgemeinen Zoll- 
Präferenzsystems zugunsten von Entwicklungslän- 
dern gebilligt. 

Darin haben die Industrieländer u. a. beschlossen, 
die Zollpräferenzen so bald wie möglich im Jahre 
1971 in Kraft zu setzen. Den Inhalt dieses Beschlus- 
ses hat die Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen in ihr Programm für die internationale Entwick- 
lungsstrategie für das Zweite Entwicklungsjahrzehnt 
aufgenommen. 

Durch die Gewährung allgemeiner Zollpräferenzen 
zugunsten der Entwicklungsländer wird erstmalig 
und für eine begrenzte Zeit von einem der tragen- 
den Grundsätze des Welthandels, dem Meistbegün- 
stigungsprinzip, abgewichen, um die industrielle Ent- 
wicklung, das wirtschaftliche Wachstum und den 
Handel der Entwicklungsländer zu fördern. 

Das Angebot der Gemeinschaft, die an den Vor- 
arbeiten in der OECD und der Welthandelskonfe- 
renz maßgeblichen Anteil hatte, sieht vor: 

1. für alle gewerblichen Halb- und Fertigwaren 
Zollfreiheit im Rahmen von Mengenplafonds je 


Zollinie, die den Entwicklungsländern global die 
Verdoppelung bisher zollbarer Einfuhren ermög- 
lichen soll; 

2. für einige landwirtschaftliche Verarbeitungser- 
zeugnisse Zollsenkungen von unterschiedlicher 
Höhe. 

Die Zollpräferenzen sollen zunächst 10 Jahre gelten. 
Regelmäßige Konsultationen zwischen Geber- und 
Empfängerländem zu Fragen der Anwendung und 
der Auswirkung des Zollpräferenzsystems sind 
vorgesehen. 

Im Berichtszeitraum haben die Mitgliedstaaten und 
die Kommission intensiv an der internen Ausgestal- 
tung des gemeinschaftlichen Präferenz angeb ots und 
den damit verbundenen Durchführungsregelungen 
gearbeitet. Auf der Grundlage dieser Erörterungen 
hat der Rat der Europäischen Gemeinschaften am 
30. März 1971 beschlossen, daß die Europäischen 
Gemeinschaften ab 1. Juli 1971 den 91 Entwicklungs- 
ländern, die sich in der Welthandelskonferenz zu- 
sammengeschlosisen haben, und einigen abhängigen 
Gebieten allgemeine Zollpräferenzen gewähren. Die 
Frage der eventuellen Ausdehnung des EG-Präfe- 
renzangebots auf die fünf europäischen Entwick- 
lungsländer sowie auf Israel, Kuba und Taiwan soll 
Gegenstand von Konsultationen in der OECD sein 
und zugleich von der Kommission weiter geprüft 
werden. Die Ratsentscheidung berücksichtigt die 
wesentlichen deutschen Interessen. Insbesondere ist 
es gelungen, bei den sensiblen Waren den Grund- 
satz der angemessenen Verteilung der Präferenz- 
verpflichtungen zwischen den Mitgliedstaaten zu 
verwirklichen. Die allgemeinen Zollpräferenzen 
bilden den wichtigsten Fortschritt der Gemeinsamen 
Handelspolitik seit Abschluß der Kennedy-Runde. 
Die Entwicklungsländer werden künftig auf dem 
gewerblichen Sektor die völlige Zollfreiheit für 
etwa den doppelten Wert ihrer Ausfuhren in die 
Gemeinschaft im Jahre 1968 erhalten. 


Zollsenkungen der EWG 

75 . Im Zusammenhang mit dem 2. Jaunde- Abkom- 
men hat die EWG ab 1. Januar 1971 für mehr als 
30 tropische Erzeugnisse die Zölle allgemein, d. h. 
gegenüber allen Ländern gesenkt oder bestehende 
Zollaussetzungen auf bestimmte Dauer verlängert. 
Die wichtigsten Zollermäßigungen betreffen Roh- 
kaffee, Kakaobohnen und Palmöl. 

Für eine Reihe von Waren mit überwiegendem 
lateinamerikanischem Exportinteresse wurden am 
1. Januar 1971 die Zollsätze bei der Einfuhr vor- 
zeitig entsprechend dem Ergebnis der Kennedy- 
Runde gesenkt. 

Auf deutschen Antrag hat der Ministerrat be- 
schlossen, die bisherige Zollregelung für Roh- 
aluminium zu verbessern. Anstelle des Zollsatzes 
von 9 °/o und einer begrenzten zollbegünstigten Ein- 
fuhrmenge gilt künftig ein einheitlicher Zollsatz 
von 7 °/o. Diese Maßnahme gibt einigen Entwick- 
lungsländern bessere Exportmöglichkeiten ihres 
Rohaluminiums in die EWG. Die Fischmarktordnung 
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der EWG, die am 1. Februar 1971 wirksam wurde, 
führte ebenfalls zu Änderungen des Zolltarif- 
schemas. Die Vorbereitungen für die Aufnahme der 
sich aus dem Assoziationsabkommen der EWG mit 
Malta ergebenden Zollzugeständnisse sind in Er- 
wartung des Inkrafttretens des Abkommens zum 
1. April 1971 bereits getroffen worden. 


Handelspolitik 

76 . Das Berichtshalbjahr stand vorwiegend im Zei- 
chen der Anwendung der für die Endphase des 
Gemeinsamen Marktes geschaffenen Gemeinschafts- 
regelungen, insbesondere der Entscheidung über die 
Vereinheitlichung der Handelsabkommen vom 
16. Dezember 1969 sowie der Einfuhrverordnungen 
Nr. 109/70 (Ost) vom 19. Dezember 1969 und 
Nr. 1025/70 (West) vom 25. Mai 1970. Während der 
deutschen Präsidentschaft konnten die Bemühungen 
um neue Regelungen, welche weitere bisher noch 
der nationalen Verantwortung unterliegende Be- 
reiche vergemeinschaften sollen, so weit gefördert 
werden, daß in absehbarer Zeit Entscheidungen er- 
wartet werden können. 

77 . Der Rat hat am 27. Oktober 1970 zwei Richt- 
linien über die Einführung Gemeinsamer Policen 
für mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit 
öffentlichen und privaten Käufern (Lieferanten- 
kredite) erlassen. Am 1. Februar 1971 hat er eine 
Richtlinie über die Harmonisierung der wesent- 
lichen Bestimmungen auf dem Gebiet der Deckung 
von kurzfristigen Ausfuhrgeschäften (politische 
Risiken) mit öffentlichen und privaten Käufern ver- 
abschiedet. Mit dem Inkrafttreten dieser Bestim- 
mungen ist im Jahre 1971 nicht mehr zu rechnen, 
weil die Voraussetzung, die Harmonisierung der 
Versicherungsentgelte, kaum vor Ende dieses 
Jahres abgeschlossen sein wird; die Kommission hat 
nämlich bisher keine entsprechenden Vorschläge 
vorgelegt. 

Ferner hat der Rat mit Beschluß vom 16. Dezember 
1970 eine Neufassung der Regeln für die automa- 
tische Einbeziehung von Zulieferungen aus anderen 
Mitgliedsländern verabschiedet. (Diese Regeln brin- 
gen nur geringfügige, nicht ins Gewicht fallende 
Veränderungen gegenüber dem bis dahin geltenden 
Ratsbeschluß vom 16. Juni 1965.) 

Auf deutsche Anregung hat der Rat außerdem am 
28. Oktober 1970 den Ausschuß der Ständigen Ver- 
treter beauftragt, in Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission Mittel und Wege zu einer engeren und 
wirksameren Koordinierung der Ausfuhrkredit- 
politik der Gemeinschaftsländer zu untersuchen. 
Nach Auffassung der Bundesregierung sollten sich 
diese Arbeiten in erster Linie auf die Frage des 
Zinssatzes konzentrieren. 


Handelsbeziehungen zu Drittländern 

78 . Im vertraglichen Bereich hat sich die Gemein- 
schaft als Vertragspartner an dem mit Wirkung vom 


1. Oktober 1970 um weitere drei Jahre verlängerten 
Weltbaumwoll Warenabkommen beteiligt. Mit den 
sieben Hauptlieferländem (Hongkong, Indien, Japan, 
Pakistan, Südkorea, Taiwan, VAR) hat sie auf der 
B as i s di es es Ab komm ens Aus fuhr- S elbstb eschr än- 
kungen ausgehandelt. Diese werden nach Inkraft- 
treten die Stelle früherer Vereinbarungen der Mit- 
gliedstaaten einnehmen. 

79 . Das Handelsabkommen- mit dem Iran wurde 
um ein weiteres Jahr verlängert. 

80 . Mit Argentinien wurden Verhandlungen über 
den Abschluß eines Handelsabkommens auf ge- 
nommen. 

81 . Die erste Phase der Verhandlungen der Ge- 
meinschaft mit Japan hat vom 22, bis 24. September 
1970 stattgefunden; eine zweite Phase hat die Kom- 
mission für das 2. Quartal 1971 in Aussicht ge- 
nommen. 

82 . Im Verhältnis zu den USA war die Gemein- 
schaft um eine Intensivierung des Dialogs mit dem 
Ziele eines besseren Verständnisses und eines Ab- 
baus von Spannungen bemüht. Der Rat erklärte mit 
Rücksicht auf die Kongreßdebatten über eine neue 
US-Handelsgesetzgebung am 27. Oktober 1970 seine 
Bereitschaft, „im konstruktiven Geiste eine positive 
Lösung für die sich stellenden konkreten Fragen bei 
Textilien zu suchen". Außerdem führte die Gemein- 
schaft eingehende Gespräche mit den USA über 
Auswirkungen der Marktordnung für Tabak und 
der Präferenz regelung für Zitrusfrüchte, die von den 
Amerikanern für ihren Export befürchtet werden. 

83 . Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten 
nahmen mit einer gemeinsamen Delegation vom 
18. Januar bis 20. Februar 1971 an der Weizen- 
konferenz der Vereinten Nationen in Genf teil. Die 
Konferenz befaßte sich mit der Neuverhandlung der 
Internationalen Getreide-Übereinkunft von 1967, 
deren Geltungsdauer am 30, Juni 1971 abläuft. 

Unter aktiver Mitwirkung der Gemeinschaftsdele- 
gation einigte sich die Konferenz auf eine neue 
Internationale Weizen-Übereinkunft, bestehend aus 
dem Weizenhandeis-Übereinkommen und dem Nah- 
rungsmittelhilfe-Übereinkommen, mit einer jewei- 
ligen Geltungsdauer von drei Jahren. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft leistete 
damit einen wichtigen Beitrag zur internationalen 
Zusammenarbeit auf dem Weizengebiet. Ferner 
erneuerte die EWG zusammen mit anderen be- 
deutenden Weizenerzeugerländem der Welt die 
Bereitschaft, in Höhe eines Anteils von jährlich 
1035 Millionen Tonnen Weizen, Weizenmehl und 
anderem zum menschlichen Verzehr geeigneten 
Getreide sowie in Ausnahme fällen Reis als Nah- 
rungsmittelhilfe an bedürftige Entwicklungsländer 
zu liefern. 

84 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
haben Ende Januar 1971 das 4. Internationale Zinn- 
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abkommen gezeichnet. Die Gemeinschaft wird künf- 
tig an den Arbeiten des Internationalen Zinnrats 
teilnehmen. 


XIV. Beitrittsverhandlungen 

85 . Die am 30. Juni 1970 eröffneten Beitrittsver- 
handlungen! mit Großbritannien, Irland, Dänemark 
und Norwegen wurden mit jedem der Kandidaten 
auf mehreren Ministertagungen und regelmäßigen 
Sitzungen der Stellvertreter fortgeführt. Die ersten 
Monate dienten im wesentlichen noch dem „fact- 
finding" und der Lösung einer Reihe von Fragen 
geringerer Bedeutung. Auf der zweiten Konferenz 
mit Großbritannien Ende Oktober 1970 erklärten 
sich die Verhandlungspartner entschlossen, noch vor 
Jahresende mit der Prüfung der Verhandlungs- 
schwerpunkte zu beginnen. Dies sind — nachdem 
die Beiitrittskandidaten grundsätzlich die Verträge 
und das geschaffene Folgerecht akzeptiert haben — 
die Ubergangsregeln für den gewerblichen Waren- 
verkehr und die Landwirtschaft, für die Übernahme 
des Finanzierungs Systems der Gemeinschaft sowie 
für die Einfuhren von Milchprodukten aus Neusee- 
land und von Zucker aus Commenwealth-Entwick- 
lungsländem nach Großbritannien. Dabei nahm die 
interne Meinungsbildung der Sechs zu diesen Fra- 
gen ein Mehrfaches der für die Verhandlungen 
selbst benötigten Zeit ein. 

Die Verhandlungen mit Großbritannien spielen die 
Schlüsselrolle in den gesamten Beitrittsverhand- 
lungen. Von ihren Ergebnissen hängt weitgehend 
der Fortgang der Verhandlungen mit den übrigen 
Beitrittskandidaten ab. Die mit den Briten unter 
dem Vorbehalt einer Globallösung für alle Über- 
gangsregelungen bereits ausgehandelten Teil- 
ergebnisse auf dem Gebiet der Übergangsmaß- 
nahmen für den gewerblichen Warenverkehr und 
die Landwirtschaft sind auch von Irland, Dänemark 
und Norwegen schon akzeptiert worden. 


Großbritannien 

86. In den Verhandlungen mit Großbritannien 
wurden folgende Teilergebnisse auf dem Gebiet 
der Übergangsmaßnahmen erzielt: 

— 5jährige Übergangszeit für den gewerblichen 
Warenverkehr, d. h. Abbau der Zölle zwischen 
den alten und den neuen Mitgliedern um jeweils 
20 am 1. April 73, 1. Januar 74, 1. Januar 75, 
1. Januar 76 und 1. Juli 77; Angleichung an GZT 
um 40 Va am 1. Januar 74 und dann jeweils im 
Rhythmus der innergemeinschaftlichen Zollsen- 
kungen (Arbeitshypothese: Beitritt zum 1. Ja- 
nuar 73); 

— lineare Angleichung der britischen Agrarpreise 
an das gemeinschaftliche Preisniveau während 
einer Übergangszeit; Ausgleich der noch beste- 
henden Preisunterschiede im Warenverkehr zwi- 
schen den neuen und alten Mitgliedern; sofortige 
Anwendung der Mechanismen der gemeinsamen 


Agrarpolitik. Großbritannien will jedoch erst 
zustimmen, wenn auch für die restlichen Fragen 
der Übergangsregelung auf dem Agrarsektor die 
Vorschläge der Gemeinschaft vorliegen. 

Im Commonwealth-Bereich einigten sich die Dele- 
gationen der Gemeinschaft und Großbritanniens auf: 

— ein Angebot für Assoziierungs- oder Handels- 
abkommen an afrikanische Commonwealth-Staa- 
ten; 

— eine Assoziierung der von Großbritannien ab- 
hängigen Gebiete entsprechend Teil IV des 
EWG-Vertrages; der Status Gibraltars soll nach 
Artikel 227 Abs. 4 EWG-Vertrag geregelt wer- 
den; die Probleme Honkongs sollen durch Ein- 
beziehung in das System der allgemeinen Prä- 
ferenzen für Entwicklungsländer (unter Aus- 
schluß von Textilien und Schuhen) gelöst werden; 

— eine Prüfung der Handelsprobleme der Com- 
monwealth-Länder Indien, Ceylon, Pakistan, Ma- 
laysia und Singapur nach der Erweiterung unter 
Berücksichtigung der Tragweite des Systems der 
allgemeinen Präferenzen. 

Hingegen konnte noch keine Einigung erzielt wer- 
den über die Übergangsregelungen auf folgenden 
Gebieten: 

— Finanzielle Beteiligung Großbritanniens am Ge- 
meinschaftshaushalt ; 

— Absatzmöglichkeiten von Zucker aus Common- 
wealth-Entwicklungsländern; 

— Absatzmöglichkeiten für Butter und Käse aus 
Neuseeland auf dem britischen Markt; 

— Übernahme der Richtlinien zur Liberalisierung 
des Kapitalverkehrs durch Großbritannien; 

— Übernahme der Richtlinien zur Steuerharmoni- 
sierung durch Großbritannien. 

Außerhalb dieser politischen Schwerpunkte konzen- 
trieren sich die Arbeiten auf folgende Fragen: 

— Übernahme des EGKS- Vertrages, 

— Übernahme des Euratom-Vertrages, 

— Beitritt zur Europäischen Investitionsbank, 

— Zollkontingentswünsche, 

— Technische Anpassungen des Gemeinschafts- 
rechts, 

— Übernahme der Drittlandsverträge der Gemein- 
schaft. 


Irland 

87 . Neben den bereits akzeptierten Übergangs- 
regelungen für den gewerblichen Warenverkehr 
und die Landwirtschaft sowie der zentralen Frage 
der schrittweisen Übernahme des Finanzierungs- 
systems der Gemeinschaft wünscht Irland Über- 
gangsregelungen auf folgenden Gebieten: 

Kapitalverkehr, Freizügigkeit, Lohngleichheit für 
Mann und Frau, Zölle und quantitative Beschrän- 
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kungen für Stahleinfuhren sowie Gemeinschafts- 
abgaben auf Drittlandsimporte auf dem Stahlsektor. 

Sonderprobleme: Schutz der Kfz-Montageindustrie, 
Exporterstattungen, Schutz der Küstenfischerei, Tier- 
und Pflanzenschutzbestimmungen. 


Dänemark 

88. Auch Dänemark hat den Vorschlägen für Über- 
gangsregelungen für den gewerblichen Warenver- 
kehr und die Landwirtschaft in einer ersten Stel- 
lungnahme zugestimmt. Neben dem Bereich des 
Finanzbeitrages wünscht Dänemark Übergangsrege- 
lungen für die Bereiche: 

EGKS, Niederlassungsrecht in der Landwirtschaft, 
Kapitalverkehr, Zoll- und Steuerbefreiungen im 
Reiseverkehr, Zahlungsfristen für Importabgaben. 

Sonderprobleme: Färöer Inseln und Grönland (ins- 
besondere Schutz der einheimischen Fischerei). 

Norwegen 

89 . Auch Norwegen akzeptiert die Vorschläge für 
Übergangsregelungen für gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Warenverkehr unter Vorbehalt 
einer Gesamteinigung über die Ubergangsmaßnah- 
men. Es hat bereits mehrfach zur Frage der Über- 
nahme des gemeinschaftlichen Finanzierungssystems 
Stellung genommen. 

Sonderprobleme: Norwegen fordert permanente 
Ausnahmeregelungen von gemeinsamer Agrarpoli- 
tik für nördliche Gebiete, Anpassung der Fisch- 
marktordnung, Ausnahme von Spitzbergen. 

Die norwegische Delegation hat außerdem auf fol- 
gende Besonderheiten hingewiesen: Handel mit 
Arzneimitteln, Handel mit Alkohol, nordische Zu- 
sammenarbeit. 


XV. Assoziierungen und besondere Beziehungen 
mit europäischen Ländern 

Nichtbeitretende EFTA-Staaten 

90 . Inzwischen wurden auch die Gespräche mit den 
nichtbeitretenden EFTA-Staaten über ihr Verhältnis 
zur EWG aufgenommen. Sie wurden eingeleitet mit 
einer Zusammenkunft auf Ministerebene, in der die 
grundsätzliche Position der Gemeinschaft vom Rats- 
präsidenten, die des betreffenden EFTA-Staats von 
dem die Delegation leitenden Minister dargelegt 
wurde. Die Gespräche fanden am 10. November 1970 
mit Österreich, Schweden und der Schweiz und am 
24. November 1970 mit Finnland, Island und Por- 
tugal statt. Daran schlossen sich Sondierungsgesprä- 
che mit der Kommission an, die noch andauern. In 
diesen Gesprächen wurden die Vorstellungen der 
nichtbeitretenden EFTA-Staaten über ihre künftigen 
Beziehungen zur Gemeinschaft so weit geklärt, daß 
der Rat aufgrund des abschließenden Berichts der 
Kommission über die eigentliche Aufnahme der 
Verhandlungen beschließen kann. 


Österreich 

91 . Am 26727. Oktober 1970 verabschiedete der 
Rat ein Mandat zu Verhandlungen über das von 
Österreich beantragte und von der Bundesregierung 
befürwortete Interimsabkommen, das im Vorgriff 
auf ein umfassendes .Abkommen EWG — Österreich 
bereits Zollsenkungen sowie gezielte Zugeständ- 
nisse im Agrarsektor in Kraft setzen soll. Auf dem 
gewerblichen Sektor ist beiderseits eine lineare 
Zollsenkung um insgesamt 30 °/o vorgesehen. Das 
Abkommen soll in Kraft treten, sobald die großen 
Linien des Globalabkommens festliegen und das 
Interimsabkommen damit durch die Angaben über 
die Zielsetzung sowie über Plan und Programm des 
vollständigen Zollabbaus ergänzt werden kann, die 
für die automatische Anerkennung seiner GATT- 
Konformität erforderlich sind. Aufgrund dieses Man- 
dats fanden Verhandlungstagungen am 25726. No- 
vember 1970 und am 17. Februar 1971 statt, in 
denen weitgehendes Einvernehmen erzielt werden 
konnte. Nach Vorlage des Berichts der Kommission 
über das Ergebnis der bisherigen Verhandlungen 
wird der Rat über die weitere Verhandlungsführung 
zu entscheiden haben. 


Spanien 

92 . Das präferenzielle Handelsabkommen EWG — 
Spanien, das am 29. Juni 1970 in Luxemburg unter- 
zeichnet worden war, ist am 1. Oktober 1970 in 
Kraft getreten. Gleichzeitig wurden die vereinbarten 
ersten Zollsenkungen vorgenommen: die Gemein- 
schaft senkte den GZT um 30 % und Spanien seinen 
Außenzoll für den größten Teil seiner Einfuhr aus 
der EWG um 5 °/o. 

Am 3. März trat erstmals der Gemischte Ausschuß 
EWG — Spanien zusammen, der mit der Durchfüh- 
rung des Abkommens beauftragt ist und durch Emp- 
fehlungen für die ordnungsgemäße Erfüllung des 
Abkommens sorgt. Der Gemischte Ausschuß be- 
schloß seine Geschäftsordnung und setzte einen 
Ausschuß für die Zusammenarbeit im Zollwesen ein. 


Türkei 

93 . Am 23. November 1970 wurden in Brüssel da,s 
Zusatzprotokoll zum Abkommen von Ankara über 
die Ubergangsphase der Assoziation, ein Abkom- 
men über die Erneuerung der Finanzhilfe sowie ein 
Abkommen über die Erzeugnisse, die unter die Zu- 
ständigkeit der EGKS fallen, unterzeichnet. 

Um einem türkischen Wunsch entsprechend die han- 
delspolitischen Bestimmungen des Zusatzprotokolls 
über die Übergangsphase der Assoziation vorzeitig 
— d. h. vor Abschluß der Ratifizierungsverfahren — 
inkraft setzen zu können, hat der Rat der EG die 
Kommission am 1. Februar 1971 beauftragt, mit der 
Türkei Verhandlungen über ein Interimsabkommen 
für den Warenverkehr aufzunehmen. Diese Ver- 
handlungen werden z. Z. geführt; sie sollen sobald 
wie möglich abgeschlossen werden. Die Bundes- 
regierung unterstützt diese Absicht nachdrücklich. 
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Griechenland 

94 . Die Beziehungen der EWG zu Griechenland 
blieben im Berichtszeitraum unverändert. Die Wei- 
terentwicklung der Assoziation stagniert. Neben 
mehreren Sitzungen des Assoziationsausschusses 
trat im Dezember 1970 der Assoziationsrat auf Bot- 
schafterebene zur Abwicklung der laufenden Ge- 
schäfte der Assoziation zusammen. Griechenland 
stimmte erneut einer von der Gemeinschaft schon 
seit Jahren gewünschten teilweisen Aussetzung des 
gemeinsamen Zolltarifs für zwei Erzeugnisse zu, bei 
einem davon jedoch erstmals nicht in voller Höhe. 

Im Vordergrund der internen Erörterung der Ge- 
meinschaft steht die Anpassung der aufgrund des 
Abkommens von Athen unterschiedlichen Einfuhr- 
regelung der Mitgliedstaaten für griechischen Wein 
an die einheitlichen Einfuhrbestimmungen der EWG- 
Weinmarktordnung. 

Malta 

95 . Das Assoziierungsabkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Malta wurde am 5. Dezember 1970 
in La Valetta unterzeichnet. Es wird am 1. April 1971 
in Kraft treten, nachdem sowohl die maltesische Re- 
gierung als auch der Rat der EG diesem Abkommen 
formell zugestimmt haben. Das Europäische Parla- 
ment hat die Assoziierung mit Malta befürwortet. 


Zypern 

96 . Der Rat der EG hat am 1. Februar 1971 be- 
schlossen, die Kommission zur Aufnahme von Son- 
dierungsgesprächen mit der Regierung Zyperns im 
Hinblick auf eine für beide Seiten angemessene Ver- 
einbarung über den Warenverkehr zu beauftragen. 

Inzwischen hat die Kommission die Gespräche mit 
Zypern auf genommen. 


XVI. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

97 . Das neue Assoziierungsabkommeni mit den 
siebzehn afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(„Jaunde II") ist am 1. Januar 1971 in Kraft ge- 
treten. 

98 . Zum gleichen Zeitpunkt trat das mit den drei 
ostafrikanischen Staaten Tansania, Uganda und 
Kenia in Arusha abgeschlossene Assoziierungsab- 
kommen in Kraft. 

99 . Die Durchführung der Assoziierungsabkommen 
mit Marokko und Tunesien entwickeln sich weiter- 
hin zufriedenstellend. 

100 . Die gemeinschaftsinternen Beratungen über 
Art und Umfang eines Abkommens mit Algerien 
dauern weiter an, so daß noch kein Verhandlungs- 
mandat erteilt werden konnte. 


101 . Das präferenzielle Handelsabkommen zwi- 
schen der Gemeinschaft und Israel ist am 1. Oktober 
1970 in Kraft getreten. Die vereinbarten ersten Zoll- 
senkungen wurden bereits vorgenommen: Die Ge- 
meinschaft senkte den GZT bei Inkrafttreten des 
Abkommens um 30%) und ab 1. Januar 1971 um 
weitere 5°/o; Israel senkte seinen Außenzoll bei In- 
krafttreten des Abkommens teils um 10 °/o, teils um 
5'%> und ab 1. Januar 1971 jeweils um weitere 5 °/o. 

Am 20. Januar 1971 trat der Gemischte Ausschuß 
EWG-Israel, der mit der Durchführung des Abkom- 
mens beauftragt ist und durch Empfehlungen für die 
ordnungsgemäße Erfüllung des Abkommens sorgt, 
in Brüssel zu seiner ersten Sitzung zusammen. Er 
gab sich eine Geschäftsordnung und erließ eine Emp- 
fehlung zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit auf dem Zollsektor. 

102 . Die Verhandlungen zwischen der Gemein- 
schaft und der VAR sowie dem Libanon über den 
Abschluß von Präferenzabkommen wurden fortge- 
führt. 


D. Sonstiges 

XVII. Beteiligung der Jugend 
am Aufbau Europas 

103 . Der in der 564. Tagung der Ständigen Ver- 
treter der Mitgliedstaaten eingesetzte Ad-hoc-Aus- 
schuß Leitender Beamter aus den für Jugendfragen 
zuständigen Ministerien hat in drei Sitzungen, am 
2, und 9. Oktober und am 5. November 1970, meh- 
rere Vorschläge für eine intensivere Beteiligung der 
Jugend am Aufbau Europas geprüft und einen Be- 
richt an den Ausschuß der Ständigen Vertreter über 
mögliche Initiativen in diesem Bereich erstellt. Der 
Bericht liegt zur Zeit dem Ausschuß der Ständigen 
Vertreter zur Stellungnahme vor mit der Empfeh- 
lung der Ad-hoc-Gruppe, vor einer endgültigen Ent- 
scheidung über die in dem Bericht enthaltenen Vor- 
schläge, Konsultationen mit Vertretern der Jugend- 
organisationen durchzuführen. 


XVIII. Bildungsfragen 

104 . Die Vorarbeiten für eine erste Ratstagung der 
Bildungsminister in der 1. Jahreshälfte werden in 
der von den Ständigen Vertretern eingesetzten Ad- 
hoc-Gruppe durchgeführt. Der Bericht der Gruppe 
wurde inzwischen dem Ausschuß der Ständigen Ver- 
treter vorgelegt, dort aber noch nicht abschließend 
behandelt. 

105 . Die nach langer Pause im Herbst 1970 in 
Florenz wieder aufgenommenen Beratungen über 
die Errichtung einer Europäischen Universität für 
postuniversitäre Studien wurden Anfang Februar 
1971 auf einer Konferenz in Rom fortgeführt. Dabei 
konnten erste Fortschritte erzielt werden. Wesent- 
liche Punkte, darunter die Sprachenfrage und das 
Finanzierungsproblem, bedürfen noch weiterer Klä- 
rung. 
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Anlage 


Entschließung des Rates 

und der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 22. März 1971 

über die stufenweise Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 

in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAF- 
TEN UND DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN 
DER MITGLIEDSTAATEN — 

gestützt auf das Schlußkommunique der Konfe- 
renz der Staats- bzw. Regierungschefs vom 1. und 
2. Dezember 1969 in Den Haag, insbesondere auf 
Punkt 8, in dem diese ihren Willen bekunden, die 
Gemeinschaft durch Verwirklichung eines Stufen- 
plans zu einer Wirtschafts- und Währungsunion zu 
entwickeln. 

gestützt auf die gemeinsamen Schlußfolgerungen 
des Zwischenberichts 1 ) der durch Ratsbeschluß vom 
6. März 1970 eingesetzten und vom Ministerpräsi- 
denten und Finanzminister der luxemburgischen Re- 
gierung, Herrn Pierre Werner, geleiteten Gruppe, 
welche sich der Rat auf seiner 116. Tagung am 
879. Juni 1970 zu eigen gemacht hat 2 ), 

und zwar: 

Das von der Konferenz der Staats- oder Regie- 
rungschefs festgelegte Endziel erwies sich als ein 
Ziel, das im Laufe dieses Jahrzehnts erreicht werden 
kann, wenn es die ständige politische Unterstützung 
der Regierungen hat. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion bedeutet, 
daß die wichtigsten wirtschaftspolitischen Entschei- 
dungen auf Gemeinschaftsebene getroffen werden 
und daß infolgedessen die erforderlichen Befugnisse 
von nationaler Ebene auf die Ebene der Gemein- 
schaft übertragen werden. Ihren Abschluß kann sie 
in der Einführung einer einheitlichen Währung fin- 
den, welche die Unwiderruflichkeit des Prozesses 
gewährleistet. 

Zwischen dem Ausgangspunkt und dem Endpunkt 
müssen auf einer Reihe von Gebieten zahlreiche 
Maßnahmen parallel und schrittweise durchgeführt 
werden. Einige Maßnahmen erfordern eine Ände- 
rung des Vertrages von Rom; die hierfür notwen- 
digen Vorbereitungen müssen schon in der ersten 
Stufe abgeschlossen werden. Indessen können auf 
Grund der geltenden Vorschriften schon substan- 
tielle Fortschritte erzielt werden. 

Die erste Stufe soll am 1. Januar 1971 beginnen 
und innerhalb einer bestimmten Frist verwirklicht 
werden; technisch gesehen dürfte ein Zeitraum von 
drei Jahren angemessen sein. Diese Stufe ist dazu 
bestimmt, die Gemeinschaftsinstrumente zunehmend 


x ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 94 
vom 23. Juli 1970, S. 8 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 136 
vom 11. November 1970, S. 19 


operationeller zu gestalten und einen Auftakt für 
die Eigenständigkeit der Gemeinschaft im interna- 
tionalen Währungssystem zu bilden. 

Die erste Stufe darf nicht als ein Ziel an sich an- 
gesehen werden. Sie ist unlöslich mit dem Gesamt- 
prozeß der Wirtschafts- und Währungsintegration 
verbunden. Sie muß daher mit der Entschlossenheit 
in Angriff genommen werden, das Endziel zu errei- 
chen. 

In dieser ersten Stufe sind die Konsultationsver- 
fahren nach noch festzulegenden Methoden zu ver- 
stärken. Die Haushaltspolitik der Miigliedstaaten ist 
nach Maßgabe der gemeinschaftlichen Ziele zu be- 
treiben; auf steuerlichem Gebiet ist eine gewisse 
Harmonisierung zu verwirklichen; die Währungs- 
und Kreditpolitik ist sehr eng zu koordinieren und 
die Integration der Kapitalmärkte zu verstärken. 

In den monetären Beziehungen zu Drittländern 
und internationalen Organisationen muß die Ge- 
meinschaft schrittweise gemeinsame Standpunkte 
einnehmen. Insbesondere darf sie in den Wechsel- 
kursbeziehungen zwischen Mitgliedsländern nicht 
mehr von etwaigen Vorschriften Gebrauch machen, 
die eine Auflockerung des internationalen Wechsel- 
kurssystems ermöglichen. 

Gestützt auf die von dieser Gruppe in ihrem 
Schlußbericht formulierten Vorschläge und unter 
Billigung der Standpunkte, die in bezug auf die für 
die Existenz einer Wirtschafts- und Währungsunion 
unerläßlichen Elemente und die wirtschaftspoliti- 
schen Konsequenzen einer solchen Union zum Aus- 
druck gebracht wurden, 

in dem Bewußtsein der großen politischen Bedeu- 
tung, welche die Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion für die Gemeinschaft und ihre 
Mitgliedstaaten hat, 

in dem Wunsch, dem irreversiblen Charakter des 
Unternehmens zu bekräftigen, dessen Durchführung 
die Staats- bzw. Regierungschefs im Hinblick auf 
die Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
beschlossen haben, 

nach Kenntnisnahme von dem Entwurf der Kom- 
mission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments — ■ 

NEHMEN FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG AN: 

I. Um ein befriedigendes' Wirtschaftswachstum, 
Vollbeschäftigung und Stabilität innerhalb der Ge- 
meinschaft gleichzeitig und gleichrangig zu gewähr- 
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leisten, den bestehenden strukturellen und regio- 
nalen Ungleichgewichten abzuhelfen, den Beitrag 
der Gemeinschaft zur internationalen Zusammen- 
arbeit auf wirtschaftlichem und monetärem Gebiet 
zu verstärken und auf diese Weise eine Gemein- 
schaft der Stabilität und des Wachstums zu errich- 
ten, bekunden der Rat und die Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten ihren politischen Wil- 
len, im Laufe der nächsten zehn Jahre nach einem 
am 1. Januar 1971 beginnenden Stufenplan eine 
Wirtschafts- und Währungsunion zu schaffen. 

Die zu treffenden Maßnahmen sollen es ermög- 
lichen, daß die Gemeinschaft am Ende dieses Pro- 
zesses 

1. eine Zone bildet, in der sich der Personen-, 
Güter-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr frei 
und ohne Wettbewerbsverzerrungen, aber auch 
ohne strukturelle oder regionale Ungleich- 
gewichte zu verursachen, unter Bedingungen 
vollzieht, die es den Wirtschaftssubjekten ge- 
statten, ihre Tätigkeit auf Gemeinschaftsebene 
zu entwickeln; 

2. einen eigenständigen Währungsraum im Rahmen 
des internationalen Systems bildet, der durch 
die volle und irreversible Konvertierbarkeit der 
Währungen, die Beseitigung der Bandbreiten der 
Wechselkurse und die unwiderrufliche Festset- 
zung der Paritätsverhältnisse — welche unerläß- 
liche Voraussetzungen für die Schaffung einer 
einheitlichen Währung sind — gekennzeichnet 
ist und in dem ein gemeinschaftliches Zentral- 
banksystem tätig ist; 

3. auf wirtschaftlichem und monetärem Gebiet die 
Befugnisse und die Verantwortung besitzt, die 
es ihren Organen ermöglichen, die Führung der 
Union sicherzustellen. Zu diesem Zweck werden 
die erforderlichen wirtschaftspolitischen Be- 
schlüsse auf Gemeinschaftsebene gefaßt und den 
Organen der Gemeinschaft die notwendigen Be- 
fugnisse zugewiesen. 

Die Aufteilung der Befugnisse und der Verant- 
wortung zwischen den Organen der Gemeinschaft 
einerseits und den Mitgliedstaaten andererseits er- 
folgt in der Weise, wie dies für den Zusammenhalt 
der Union und die Wirksamkeit der Gemeinschafts- 
aktion erforderlich ist. 

Die Organe der Gemeinschaft werden in die Lage 
versetzt, ihre wirtschafts- und währungspolitische 
Verantwortung wirksam und rasch auszuüben. 

Die im Rahmen der Wirtschafts- und Währungs- 
union geführte Gemeinschaftspolitik wird vom 
Europäischen Parlament beraten und unterliegt des- 
sen Kontrolle. 

Das gemeinschaftliche Zentralbanksystem trägt 
unter Wahrung seiner Eigenverantwortung zur Ver- 
wirklichung des Ziels der Stabilität und des Wachs- 
tums der Gemeinschaft bei. 

Die vorstehend definierten Grundsätze werden 
insbesondere auf folgende Bereiche angewandt: 

— die interne Geld- und Kreditpolitik der Union; 

— die Währungspolitik gegenüber der Außenwelt; 


— die Politik in bezug auf den vereinheitlichten 
Kapitalmarkt und die Kapitalbewegungen nach 
und aus dritten Ländern; 

— die Haushalts- und Steuerpolitik in ihren Be- 
ziehungen zur Politik der Stabilität und des 
Wachstums; hinsichtlich der Haushaltspolitik im 
engeren Sinne werden auf Gemeinschaftsebene 
die Margen festgelegt, innerhalb deren die Eck- 
werte der öffentlichen Gesamthaushalte liegen 
müssen, insbesondere die Änderung ihres Volu- 
mens, die Größe sowie die Finanzierungs- und 
Verwendungsart der Salden; 

— die strukturellen und regionalen Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um auch im Rahmen einer 
Gemeinschaftspolitik, für die geeignete Mittel 
zur Verfügung stehen, zu einer ausgewogenen 
Entwicklung der Gemeinschaft beizutragen und 
insbesondere die wichtigsten Probleme zu lösen. 

II. Parallel zu den bei der Annäherung an das 
Endziel erzielten Fortschritten werden, wenn not- 
wendig, die Gemeinschaftsinstrumente geschaffen, 
die an die Stelle der einzelstaatlichen Instrumen- 
tarien treten oder sie ergänzen. 

Auf allen Gebieten werden die zu treffenden Maß- 
nahmen interdependent sein und sich gegenseitig 
verstärken; die Schaffung der Währungsunion wird 
sich insbesondere auf parallele Fortschritte in der 
Konvergenz und später der Vereinheitlichung der 
Wirtschaftspolitik stützen müssen. 

III. Um diese Ziele zu erreichen, haben der Rat 
und die Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten vereinbart, ab 1. Januar 1971 eine Reihe 
von Maßnahmen einzuleiten, die in einer ersten 
Stufe von drei Jahren durchzuführen sind. 

1. Der Rat wird auf Vorschlag der Kommission ins- 
besondere durch die Intensivierung und allge- 
meine Durchführung der obligatorischen vorheri- 
gen Konsultationen Vorschriften für eine ver- 
stärkte und dadurch wirksamere Koordinierung 
der kurzfristigen Wirtschaftspolitik festlegen. Bei 
dieser Koordinierung der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik werden die Orientierungsdaten der 
Programme für die mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tik berücksichtigt. 

Der Rat ist zu diesem Zweck übereingekommen, 
auf Vorschlag der Kommission, die zuvor die 
Sozialpartner im Rahmen des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses oder gegebenenfalls nach an- 
deren Verfahren konsultiert, die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik auf Gemeinschaftsebene sowie 
die quantitativen Orientierungen für die wich- 
tigsten Elemente der Öffentlichen Gesamthaus- 
halte festzulegen. 

Um die Koordinierung der Wirtschaftspolitik zu 
erleichtern, ist der Rat übereingekommen, auf 
Vorschlag der Kommission und nach Stellung- 
nahme der zuständigen Ausschüsse die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen, um die Instru- 
mente der Wirtschaftspolitik schrittweise zu har- 
monisieren und insbesondere die Zeitpläne für 
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die Abwicklung der einzelstaatlichen Haushalts- 
verfahren anzugleichen. 

2. Zur Beschleunigung der effektiven Liberalisie- 
rung des Personen-, Güter-, Dienstleistungs- und 
Kapitalverkehrs und der Verflechtung der Volks- 
wirtschaften wird der Rat auf Vorschlag der 
Kommission unter Wahrung eines angemessenen 
Gleichgewichts über die Maßnahmen auf folgen- 
den Gebieten befinden: 

— gemeinschaftliche Regelung zur Bestimmung 
der einheitlichen steuerpflichtigen Bemes- 
sungsgrundlage für die Mehrwertsteuer im 
Sinne des Beschlusses vom 21. April 1970 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der 
Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Ge- 
meinschaften *) ; 

— Harmonisierung des Anwendungsbereichs, 
Bemessungsgrundlage und Modalitäten für 
die Erhöhung der Verbrauchsteuern, insbe- 
sondere soweit diese einen spürbaren Einfluß 
auf den Handel haben; 

— • Harmonisierung bestimmter Steuerarten, die 
einen unmittelbaren Einfluß auf die Kapital- 
bewegungen innerhalb der Gemeinschaft ha- 
ben können, insbesondere Harmonisierung 
der Besteuerung von Zinserträgen aus dem 
Besitz festverzinslicher Wertpapiere und der 
Dividendenbesteuerung; 

— weitere Harmonisierung der Struktur der Kör- 
perschaftsteuern ; 

— schrittweise Erweiterung der Steuerbefreiun- 
gen für Einzelpersonen bei Überschreitung 
der innergemeinschaftlichen Grenzen. 

Vor Abschluß der ersten Stufe wird sich der Rat 
mit den vorgenommenen Untersuchungen sowie 
mit Vorschlägen der Kommission in bezug auf 
die Annäherung der Sätze der Mehrwertsteuer 
und der Verbrauchsteuern befassen. 

3. Zur Förderung des freien Kapitalverkehrs wird 
der Rat auf Vorschlag der Kommission 

— eine Richtlinie erlassen, in der einerseits die 
Einzelheiten für eine schrittweise Liberalisie- 
rung festgelegt werden, nach denen die Wert- 
papieremissionen auf dem Kapitalmarkt ohne 
Diskriminierung zugelassen werden, und mit 
der andererseits jede unterschiedliche Be- 
handlung bei der Börsenzulassung von Wert- 
papieren, deren Emittent in anderen Mit- 
gliedstaaten ansässig ist, beseitigt wird; 

— ein Verfahren festlegen, das eine schritt- 
weise Koordinierung der Kapitalmarktpolitik 
der Mitgliedstaaten vorsieht. 

4. Um durch Maßnahmen im regionalen und struk- 
turellen Bereich die Spannungen zu verringern, 
die die endgültige Verwirklichung der Wirt- 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 19 


schafts- und Währungsunion in Frage stellen 
könnten, wird der Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission über die erforderlichen Maßnahmen für 
einen ersten Schritt zu einer Lösung der vorran- 
gigen Fragen befinden und hierbei die im dritten 
Programm für die mittelfristige Wirtschaftspoli- 
tik enthaltenen Angaben berücksichtigen; dabei 
stattet er insbesondere die Gemeinschaft im Rah- 
men der geltenden Verträge mit den geeigneten 
Mitteln aus. 

5. Im Hinblick auf eine stärkere Koordinierung der 
Geld- und Kreditpolitik der Mitgliedstaaten ist 
der Rat übereingekommen, daß 

— die obligatorischen vorherigen Konsultatio- 
nen im Rahmen des Währungsaus Schusses 
und des Ausschusses der Zentralbankpräsi- 
denten intensiviert werden; 

— die Zentralbanken ersucht werden, in den 
Grenzen ihrer Befugnisse und unter Wahrung 
ihrer Eigenverantwortung ihre jeweilige Poli- 
tik im Ausschuß der Zentralbankpräsidenten 
unter Beachtung der vom Rat festzulegenden 
allgemeinen wirtschaftspolitischen Leitlinien 
zu koordinieren; 

— der Währungsausschuß und der Ausschuß der 
Zentralbankpräsidenten in enger Zusammen- 
arbeit ihre Bemühungen um eine Harmonisie- 
rung der währungspolitischen Instrumente 
fortsetzen. 

6. Der Rat ist übereingekommen, daß die Gemein- 
schaft in ihren monetären Beziehungen zu Dritt- 
ländern und internationalen Organisationen 
schrittweise gemeinsame Standpunkte einneh- 
men muß; insbesondere darf sie in den Wechsel- 
kursbeziehungen zwischen Mitgliedstaaten nicht 
von etwaigen Vorschriften Gebrauch machen, die 
eine Auflockerung des internationalen Wechsel- 
kurssystems ermöglichen. 

7. Der Rat und die Mitgliedstaaten ersuchen die 
Zentralbanken der Mitgliedstaaten, durch eine 
abgestimmte Aktion gegenüber dem Dollar die 
Wechselkursschwankungen zwischen Währungen 
der Mitgliedstaaten schon zu Beginn der ersten 
Stufe versuchsweise innerhalb engerer Bandbrei- 
ten zu halten, als sie sich aus der Anwendung 
der für den US-Dollar geltenden Bandbreiten er- 
geben. 

Der Rat ist übereingekommen, daß je nach den 
Umständen und den im Bereich der Harmonisie- 
rung der Wirtschaftspolitik festgestellten Ergeb- 
nissen weitere Maßnahmen getroffen werden 
können, die im Übergang von einem „de-facto"- 
zu einem „-de- jure" -System, in Interventionen 
in Währungen der Mitgliedstaaten und in suk- 
zessiven Verringerungen der Bandbreiten zwi- 
schen Währungen der Mitgliedstaaten bestehen. 
Der Ausschuß der Zentralbankpräsidenten wird 
dem Rat und der Kommission zweimal jährlich 
über das Funktionieren der abgestimmten Ak- 
tionen der Zentralbanken auf dem Devisenmarkt 
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sowie über die Zweckmäßigkeit berichten, auf 
diesem Gebiet neue Maßnahmen zu ergreifen. 

8. Der Rat ersucht den Währungsausschuß und den 
Ausschuß der Zentralbankpräsidenten, bis spä- 
testens 30. Juni 1972 in enger Zusammenarbeit 
einen Bericht über Errichtung, Aufgaben und 
Satzung eines Europäischen Fonds für währungs- 
politische Zusammenarbeit zu erstellen, damit 
dieser Fonds, sofern die Erfahrungen mit der 
Verringerung der Bandbreiten und der zuneh- 
menden Angleichung der Wirtschaftspolitik dies 
rechtfertigen, gegebenenfalls während der ersten 
Stufe geschaffen werden kann; dieser Fonds soll 
sich später in das in Abschnitt I Nummer 2 vor- 
gesehene gemeinschaftliche Zentralbanksystem 
eingliedern. Der genannte Bericht wird dem Rat 
und der Kommission zugeleitet. 

9. Um die harmonische Durchführung des Plans für 
die Wirtschafts- und Währungsunion zu fördern 
und insbesondere die erforderliche Parallelität 
zwischen den wirtschaftspolitischen und den 
währungspolitischen Maßnahmen zu gewährlei- 
sten, werden die Geltungsdauer der währungs- 
politischen Bestimmungen, nämlich des Ab- 
schnitts III Nummern 7 und 8, und die Dauer der 
Anwendung des Mechanismus für den mittelfri- 
stigen finanziellen Beistand fünf Jahre, vom Be- 
ginn der ersten Stufe an gerechnet, betragen. 
Nach einer Einigung über den Übergang zur 
zweiten Stufe bleiben die obenerwähnten Be- 
stimmungen in Kraft. 


IV. Der Rat nimmt zur Kenntnis, daß die Kommis- 
sion ihm vor dem 1. Mai 1973 folgendes unterbrei- 
ten will: 

— eine Mitteilung über die Fortschritte, die wäh- 
rend der ersten Stufe unter Berücksichtigung 
der Parallelität erzielt worden sind, die zwischen 
der Koordinierung der Wirtschaftspolitik und 
den Fortschritten im Bereich der Währungspoli- 
tik in der Gemeinschaft zu wahren ist; 

— .einen in Zusammenarbeit mit den betreffenden 
beratenden Ausschüssen erstellten Bericht über 
die Aufteilung der Befugnisse und der Verant- 
wortlichkeiten auf die Organe der Gemeinschaft 
und die Mitgliedstaaten, die insbesondere in den 
Bereichen der Konjunkturpolitik, der Währungs- 
und Kreditpolitik sowie der Haushaltspolitik für 
das reibungslose Funktionieren einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion notwendig ist. 

Der Rat und gegebenenfalls die Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten legen auf Vor- 
schlag der Kommission vor dem Ablauf der ersten 
Stufe von drei Jahren die Maßnahmen fest, die nach 
dem Übergang zur zweiten Stufe zur vollständigen 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union führen, und zwar 

— auf der Grundlage der bestehenden Bestimmun- 
gen des Vertrags oder 

— auf der Grundlage von Artikel 235 des Vertrags 
oder aber 

— auf der Grundlage von Artikel 236 des Vertrags. 
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In das Ratsprotokoll aufzunehmende Erklärungen 
zur Entschließung des Rates und der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 


1 . Zu Abschnitt I Absatz 1 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat bringt mit der Formulierung „den 
Beitrag der Gemeinschaft zur internationalen Zu- 
sammenarbeit auf wirtschaftlichem und monetärem 
Gebiet zu verstärken" zum Ausdruck, daß die Ge- 
meinschaft damit auch die internationale Arbeitstei- 
lung fördern und vertiefen will. 

Erklärung der belgischen Delegation: 

— Die belgische Delegation erklärt, daß sie den 
Zeitraum der nächsten zehn Jahre als eine zu einem 
bestimmten Termin endende Zeitspanne betrachtet 
Erklärung der französischen Delegation: 

- — Die französische Delegation 

a) ist der Auffassung, daß der bekundete politi- 
sche Wille als der auf der Konferenz von Den 
Haag zum Ausdruck gekommene politische Wille 
anzusehen ist; 

b) vertritt die Ansicht, daß kein wesentlicher Unter- 
schied zwischen der Äußerung des politischen 
Willens der Mitgliedstaaten und der Erklärung 
besteht, daß diese Staaten übereingekommen 
sind, alles in ihren Kräften Stehende zu tun, denn 
die Politik ist ja, wie es heißt, die Kunst des 
Möglichen. 

2. Zu Abschnitt I letzter Absatz 

Erklärung der belgischen Delegation: 

— Die belgische Delegation ist der Ansicht, daß 
unter den „wichtigen Problemen" die vorrangigen 
Probleme im Sinne des dritten Programms für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik zu verstehen sind. 

3. Zu Abschnitt III Nummer 1 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat erteilt dem Ausschuß der Ständigen 
Vertreter im Hinblick auf eine Verbesserung der 
derzeitigen Konsultationsverfahren den Auftrag, an- 
hand von Vorschlägen der Kommission eine solche 
Verbesserung zu prüfen und ihm bis zum 1. Juli 
1971 Bericht zu erstatten, damit diese Arbeit so 
wirkungsvoll wie möglich gestaltet wird. 

4. Zu Abschnitt III Nummer 1 Absatz 2 

Erklärung des Rates und der Kommission: 

— Der Rat und die Kommission werden spä- 
ter über die Verfahren für die Konsultation der 
Sozialpartner beraten. 


5. Zu Abschnitt III Nummer 2 dritter Gedanken- 
strich 

Erklärung der italienischen Delegation: 

— Die italienische Delegation erklärt sich mit 
der Harmonisierung der Besteuerungssysteme ein- 
verstanden, weist dabei aber auf die Bedeutung der 
Probleme im Zusammenhang mit der Veranlagung 
und Kontrolle insbesondere hinsichtlich der Besteue- 
rung der Erträge aus dem Besitz von Wertpapieren 
hin. 

6. Zu Abschnittt III Nummer 2 fünfter Gedanken- 
strich 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat geht davon aus, daß die Modalitäten 
für diese Erweiterung in der Weise festzulegen sind, 
daß jede wesentliche Verlagerung des Handelsver- 
kehrs in den Grenzgebieten und jede Begünstigung 
betrügerischer Praktiken vermieden werden. 

Erklärung der Kommission: 

— Die Kommission erinnert an den Ausgangs- 
punkt des Berichts der von Herrn Werner geleite- 
ten Gruppe, wonach die Grenzkontrollen im priva- 
ten Reiseverkehr schon zu Ende der ersten Stufe 
innerhalb der Gemeinschaft zu beseitigen sind. 
Dieser Zielsetzung kommt erhebliche psychologische 
und politische Bedeutung zu, da sie geeignet ist, 
die Vorteile der Gemeinschaft für die einzelnen 
Bürger der Mitgliedstaaten unmittelbar sichtbar und 
fühlbar zu machen. An ihr werden sich die Vor- 
schläge der Kommission, neben Erwägungen wirt- 
schaftlicher und steuerlicher Art, orientieren. 

7. Zu Abschnitt III Nummer 3 erster Gedanken- 
strich 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat ist übereingekommen, daß die zustän- 
digen Stellen der Gemeinschaft prüfen werden, 
unter welchen Bedingungen die Gewährung von 
mittel- und langfristigen Krediten für die Finanzie- 
rung von Investitionen in jedem Mitgliedstaat durch 
Angehörige anderer Mitgliedstaaten ohne Diskrimi- 
nierung zugelassen werden könnte. 

8. Zu Abschnitt III Nummer 5 zweiter Gedanken- 
strich 

Erklärung des Rates: 

— In Luxemburg gibt es zur Zeit keine Einrich- 
tung, die voll und ganz die Funktion einer Zentral- 
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bank ausübt. Daher wird sich das Problem der Ver- 
tretung Luxemburgs im Ausschuß der Zentralbank- 
präsidenten stellen, sobald sich die Empfehlungen 
oder Beschlüsse dieses Ausschusses auf Bereiche 
erstrecken werden, die zur Zeit dem autonomen 
Handeln des Großherzogtums Vorbehalten sind. Der 
Rat oder die Vertreter der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten werden diese Frage zu gegebener Zeit 
prüfen, um sie in angemessener Weise zu lösen. 


9. Zu Abschnitt III Nummer 6 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat stellt fest, daß die Aufnahme dieses 
Textes nicht so auszulegen ist, als ob sich sein 
Inhalt in seiner Bedeutung von den anderen ge- 
meinsamen Schlußfolgerungen des Zwischenberich- 
tes der von Herrn Werner geleiteten Gruppe unter- 
scheiden würde, die als bereits feststehend in der 
Präambel zur Entschließung genannt werden. 


Erklärung der deutschen und der niederländischen 
Delegation: 

— Die deutsche und die niederländische Dele- 
gation sind der Auffassung, daß eine vollständige 
und unwiderrufliche Verwirklichung der in Ziffer 6 
genannten Ziele und Verpflichtungen gefährdet wer- 
den kann, wenn es nicht gelingen sollte, durch Über- 
gang zur zweiten Stufe eine ausreichende und ver- 
läßliche Harmonisierung der Wirtschaftspolitik und 
Wirtschaftsentwicklung der Mitgliedstaaten sicher- 
zustellen. 

10. Zu Abschnitt III Nummer 7 Absatz 1 

Erklärung des Rates: 

— Der Rat ersucht den Ausschuß der Zentral- 
bankpräsidenten, den unter Buchstabe G Punkt 8 
des Schlußberichts der von Herrn Werner geleiteten 
Gruppe gemachten Vorschlag betreffend die Ein- 
schaltung eines „Agenten, der eine statistische, 
informative und beratende Tätigkeit ausüben 
würde", eingehend zu prüfen. 
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Entscheidung des Rates 
vom 22. März 1971 

über die Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen den Zentralbanken 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 105 Absatz 1, 

gestützt auf das Schlußkommunique der Konfe- 
renz der Staats- bzw. Regierungschefs vom 1. und 
2. Dezember 1969 in Den Haag, insbesondere auf 
Punkt 8, 

gestützt auf die Entschließung des Rates und der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
. . . über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft, 
insbesondere auf Abschnitt III Nummer 5, 

nach Kenntnisnahme von der Empfehlung der 
Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß die vorerwähnte Entschlie- 
ßung eine Verstärkung der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Zentralbanken vorsieht - — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten koordinieren ihre Geld- und 
Kreditpolitik unter Beachtung der vom Rat festge- 
legten allgemeinen wirtschaftspolitischen Leitlinien. 

Artikel 2 

In diesem Rahmen werden die Zentralbanken er- 
sucht, in den Grenzen ihrer Befugnisse und unter 
Wahrung ihrer Eigenverantwortung 

a) ihre Geld- und Kreditpolitik im Rahmen des 
Ausschusses der Zentralbankpräsidenten zu ko- 
ordinieren, 

b) allgemeine Leitlinien aufzustellen, die jede von 
ihnen einhalten soll, und zwar insbesondere 
hinsichtlich der Entwicklung der Bankenliquidi- 
tät, der Bedingungen für die Kreditversorgung 
und der Höhe der Zinssätze, 

c) die praktischen Einzelheiten für die Durchfüh- 
rung dieses Verfahrens festzulegen. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 22. März 1971 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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In das Ratsprotokoll aufzunehmende Erklärungen 
zur Entscheidung des Rates über die Verstärkung der Zusammenarbeit 
zwischen den Zentralbanken 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


1. Zu Artikel 1 

Erklärung der französischen Delegation 

— Die französische Delegation ist der Ansicht, 
daß die Koordinierung der Währungspolitik der 
Mitgliedstaaten insbesondere im Währung saus schuß 
erfolgt. 

2. Zu Artikel 2 

Erklärung des Rates 

— Der Rat erklärt folgendes: 

a) Der Wortlaut des einleitenden Satzes in Arti- 
kel 2 trägt der ihrer Struktur nach sehr unter- 
schiedlichen Aufteilung der Zuständigkeit zwi- 
schen den Regierungen der Mitgliedstaaten und 
den Zentralbanken sowie anderen Besonderhei- 
ten der Geld- und Kreditpolitik Rechnung; 

b) die in Artikel 2 Buchstabe c genannten prakti- 
schen Einzelheiten umfassen unter anderem eine 
vorherige Konsultation zwischen den Zentral- 
banken über die wichtigsten geld- und kredit- 
politischen Beschlüsse. 
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Anlage 


Entscheidung des Rates 
vom 22. März 1971 

über die Verstärkung der Koordinierung 
der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 145, 

gestützt auf das Schlußkommunique der Konferenz 
der Staats- bzw. Regierungschefs vom 1. und 2. De- 
zember 1969 in Den Haag, insbesondere auf Punkt 8, 

gestützt auf die Entschließung des Rates und der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Ge- 
meinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß die vorerwähnte Entschlie- 
ßung eine Verstärkung der Koordinierung der kurz- 
fristigen Wirtschaftspolitik vorsieht, die geeignet 
ist, dieser Koordinierung echte Wirksamkeit zu ver- 
leihen — • 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Rat tritt dreimal jährlich zusammen, um die 
wirtschaftliche Lage in der Gemeinschaft zu prüfen. 
Auf der Grundlage einer Mitteilung der Kommis- 
sion, die gegebenenfalls Vorschläge für Entschei- 
dungen, Richtlinien oder Empfehlungen enthält, legt 
der Rat die Leitlinien der kurzfristigen Wirtschafts- 
politik fest, die von der Gemeinschaft und von je- 
dem einzelnen Mitgliedstaat im Interesse einer 
harmonischen Wirtschaftsentwicklung zu verfolgen 
ist. 

Artikel 2 

Die erste Prüfung findet so bald wie möglich im 
ersten Vierteljahr statt; dabei soll eine Bilanz über 
die Wirtschaftspolitik des vergangenen Jahres er- 
stellt und die Wirtschaftspolitik des laufenden Jah- 


res an die Erfordernisse der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung angepaßt werden. 

Artikel 3 

Die zweite Prüfung findet im zweiten Vierteljahr 
statt. Ihr Ziel ist es: 

— die Wirtschaftspolitik des laufenden Jahres zu 
überprüfen; 

— kompatible Orientierungsdaten für die wesent- 
lichen Teile der Vorwirtschaftsbudgets festzule- 
gen. In diesem Rahmen werden quantitative 
Orientierungsdaten für die Entwürfe der öffent- 
lichen Gesamthaushalte des folgenden Jahres 
festgelegt, bevor diese endgültig festgestellt wor- 
den sind; diese Daten betreffen die Richtung und 
den Umfang der Salden sowie deren Finanzie- 
rung oder Verwendungsart, wobei die Verände- 
rung des Volumens der Gesamthaushalte berück- 
sichtigt wird. 

Artikel 4 

Die dritte Prüfung findet gegen Ende des drit- 
ten Vierteljahres statt. Bei dieser Gelegenheit bil- 
ligt der Rat auf Vorschlag der Kommission nach An- 
hörung des Europäischen Parlaments einen Jahres- 
bericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft, 
der es gestattet, die Leitlinien festzulegen, die jeder 
Mitgliedstaat bei seiner Wirtschaftspolitik im fol- 
genden Jahr zu beachten hat. 

Artikel 5 

Die Regierungen bringen diesen Jahresbericht 
nach seiner Genehmigung durch den Rat ihren Par- 
lamenten zur Kenntnis, damit er bei der Haushalts- 
debatte berücksichtigt werden kann. 

Artikel 6 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten 
gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 22. März 1971 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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